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Strafnachlassgesuche.

(Februar 1896.)

1. Kocher, Friedrich, von Worben, gewesener Landwirt

aut dem Werdtliof, geboren 1860, wurde am 11. Aug.
1890 von der Kriminalkammer wegen Brandstiftung an
seinem eigenen Wohnhaus zu sechs Jahren Zuchthaus
verurteilt. Nachdem ein schon früher eingereichtes
Begnadigungsgesuch durch Beschluss des Grossen Rates
vom 30. November 1893 als verfrüht abgewiesen worden,
sucht Kocher nun neuerdings um Erlass des Restes
seiner Strafzeit nach. Es sind hauptsächlich Vorgänge
in seiner Familie, die ihn zu diesem nochmaligen
Gesuch bewogen haben. Da die Verwaltung der
Strafanstalt Witzwyl das Gesuch sehr empfiehlt und dabei
aus ihrem Berichte hervorgeht, dass Kocher zeitweise
an Geistesstörung leidet, deren Heilung durch die Strafhaft

ungünstig beeinflusst wird, so wird, da überdies
der nachgesuchte Nachlass nicht viel mehr als das letzte
Zwölftel beträgt, das vorliegende Gesuch auch vom
Regierungsrat empfohlen.

Antrag des Regierungsrates: Erlass des Restes der
Strafe.

» der Bittschriftenkommission: id.

2. André, Louis, Holzer, von und wohnhaft zu Pleu-
jouse, geboren 1854, wurde am 19. November 1895
vom Amtsgericht Pruntrut zu zwei Monaten Korrektionshaus

verurteilt wegen Misshandlung, begangen am
Nachmittag des 16. September auf der Kegelbahn bei der
Wirtschaft zu Frégiécourt, indem er dem als Zuschauer
dabei anwesenden Achille Biétry vorsätzlich durch einen
mit einer Kegelkugel wuchtig geführten Schlag eine
schwere Kopfwunde beibrachte, die für den Verletzten
Spitalbehandlung erforderte und ihn für fünfzehn Tage
arbeitsunfähig machte. André sucht in der vorliegenden
Bittschrift um Erlass seiner Strafe nach, damit er
seinem täglichen Erwerbe als Holzer nicht entzogen werde,
da sonst niemand für seine Kinder und seine schon
lang kranke Frau sorgen würde. Die Bittschrift ist
vom Gemeinderat von Frégiécourt, welcher dem André
ein gutes Leumundszeugnis ausstellt, und vom
Regierungsstatthalter empfohlen. Der Regierungsrat ist nicht
im Fall, dieser Empfehlung beizutreten. Aus den Akten
geht hervor, dass André die fragliche Misshandlung iu
betrunkenem Zustand und ohne dass der Verletzte im
geringsten dazu provoziert hat, vorsätzlich verübt hatte.
Zudem ist laut dem bei den Akten liegenden
Strafberichte André schon in früheren Jahren unter zwei
Malen bestraft worden, das eine Mal wegen Notzuchtsversuch

mit fünf Monaten Korrektionshaus und das
andere Mal wegen Notzucht mit zwei Jahren Zucht¬

haus. Der Regierungsrat hält dafür, dass im
vorliegenden Straffall das Gericht keineswegs zu streng
war, indem weder im Thatbestand noch im Vorlpbcn
des Petenten Strafmilderungsgründe zu finden sind.

Antrag des Regierungsrates: Abweisung.
» der Bittschriftenkommission : id.

3. Adélaïde Theubet née Desbœufs, gewesene Post-
ablagehalterin, von und zu Reclère, geboren 1864, wurde
am 8. April 1895 von den Assisen des fünften Bezirks
der Unterschlagung von Geldern, Briefen oder
Schriftpaketen zum Nachteil der eidgenössischen
Postverwaltung, sowie der Verletzung des Briefgeheimnisses
schuldig erklärt und hierauf in Anwendung der Art. 219,
220, 223, 218, viertes Alinea, und 59 des bernischen
Strafgesetzes und des Art. 54, litt, a, des Bundesstrafrechts

zu dreizehn Monaten Zuchthaus verurteilt. Frau
Theubet, welche ihre Strafe in der Strafanstalt St. Jo-
hannsen verbüsst, sucht unter Hinweisung auf die Notlage

ihrer Familie, worunter sechs unerzogene Kinder,
zu deren Unterhalt der Erwerb ihres vermögenslosen
Mannes einzig nicht ausreicht, bei dem Grossen Rat
um Erlass des Restes ihrer Strafzeit nach. Sie beruft
sich auf ihren bisherigen guten Leumund und macht
geltend, dass die unterschlagenenGeldersofortvollständig
ersetzt worden sind und daher niemand beir Hauptverhandlung

sich als Civiipartei gestellt hat. Sie findet,
das Gericht sei gegen sie viel strenger verfahren, als
in einem andern, viel gravierenderen Falle von
Unterschlagung, wo der Schuldige freigesprochen wurde.
Laut Bericht der Verwaltung der Strafanstalt hat sich
Frau Theubet in jeder Beziehung gut gehalten. Was
zunächst die Bemerkung der Petentin in Bezug auf die
ungleiche Rechtsprechung betrifft, so ist der Regierungsrat

nicht im Fall, das ergangene Urteil auf seine
materielle Richtigkeit zu prüfen. Indessen kann
beigefügt werden, dass nach Lage der Akten diese
Bemerkung nicht zutreffend ist; denn nach dem
Wahrspruch der Geschwornen sind nicht sämtliche von Frau
Theubet unterschlagenen Gelder, sondern nur ein Teil
derselben sogleich wieder ersetzt worden. Bei der
Hauptverhandlung wurde allerdings kein Schaden eingeklagt,
weil sich niemand als Civiipartei gestellt hatte, so dass
anzunehmen ist, dass die Verwandten der Frau Theubet
sich vorher mit den Geschädigten abgefunden. Ausserdem

ist nicht ausser Acht zu lassen, dass Frau Theubet
nicht nur wegen Unterschlagung an Geldern, sondern
auch wegen Unterschlagung von Briefen oder
Schriftpaketen und wegen Verletzung des Briefgeheimnissse
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schuldig erklärt wurde, so dass schon deshalb von einer
Strafbefreiung nicht die Rede sein konnte. Mit Rücksicht

indessen auf das klaglose Vorleben der Frau
Theubet, ihre schwere Familie, ihre bisherige gute Führung

in der Strafanstalt und den Umstand, dass ihre
Strafzeit mit dem 29. Januar zu drei Viertel verbüsst
ist, glaubt der Regierungsrat, das vorliegende Gesuch
empfehlen zu sollen. Da jedoch die Verurteilung der
Frau Theubet sowohl auf kantonales als auf
eidgenössisches Recht sich stützt, so haben notwendigerweise

im vorliegenden Fall auch beide mit dem Recht
der Begnadigung ausgerüsteten Staatsgewalten, die
kantonale sowohl als die eidgenössische, sich über die
Begnadigung auszusprechen. Der Regierungsrat
empfiehlt das vorliegende Strafnachlassgesuch zu Händen
des Grossen Rates, da derselbe vor der Bundesversammlung

zusammentreten wird, dahin, dass er
demselben entsprechen möchte.

Antrag des Regierungsrates : Es sei die der Adélaïde
Theubet auferlegte Strafe,

soweit sie die Ueber-
tretung des kantonalen
Strafgesetzes betrifft, für
den Rest zu erlassen.

» der Bittschriftenkommission : id.

4. Scherrer, Leonhard, von Zwingen, geb. 1864,
wurde am 18. Januar 1888 von den Assisen des fünften
Bezirkes, nachdem von den Geschwornen die Anklage
auf Mord verneint worden, des Totschlages, begangen
an dem Knecht Johann Baptist Schmitt aus dem El-
sa'ss, schuldig erklärt und demgemäss zu zwölf Jahren
Zuchthaus verurteilt. Scherrer galt zwar als arbeitsam,
hatte aber den Ruf eines rohen Menschen, der gerne
seine grosse körperliche Kraft erprobte. Aus den Akten
ist zu entnehmen, dass Scherrer in der Nacht des
10. Juli 1888 den Knecht Schmitt, nachdem derselbe
die Wirtschaft verlassen, in der beide sich mit Tanzen
belustigt hatten, auf dem Heimwege, der über die Birs-
brücke führte, vorsätzlich misshandelt, zu Boden
geschlagen und hierauf über die Brücke hinaus in die
Birs geworfen hat, wo Schmitt durch Ertrinken, wie
durch die Sektion konstatiert worden, den Tod fand.
Scherrer sucht in der vorliegenden Bittschrift beim
Grossen Rat um Erlass des Restes seiner Strafzeit
nach. Er giebt zu, den Schmitt umgestossen und ihm
einige Schläge in den Rücken versetzt zu haben ; er
bestreitet dagegen, dessen Tod verschuldet zu haben.
Wahrscheinlich habe Schmitt, der auf- und davonge-
sprungen, in der Dunkelheit die enge Brücke verfehlt
und sei über die ohne Schutzwehr versehene hohe
Ufermauer hinaus in die Birs gestürzt. Der Schein habe
aber gegen ihn gesprochen ; er habe das Geschehene
tausendmal bereut. Der Bericht über das Verhalten des
Scherrer in Thorberg lautet sehr günstig und es ist
seine Bittschrift von der Verwaltung und dem Gefängnisinspektor

empfohlen. Scherrer wird seine Strafzeit am
18. Januar 1900 vollenden. Gegenwärtig hat er zwei
Drittel seiner Strafzeit zurückgelegt. Der Regierungsrat

kann den vorliegenden Empfehlungen nicht
beitreten. Abgesehen davon, dass schon die Darstellung
des Petenten, welche derselbe von der That giebt, mit
dem Ergebnis der Untersuchung, namentlich mit den

Aussagen der Zeugen, die sich zur kritischen Zeit in
der Nähe des Thatortes befanden und den Vorfall
beobachteten, sowie mit dem eigenen, später zwar
widerrufenen Geständnis Scherrers nicht stimmt, erscheint
in vorliegender Sache die Begnadigung in Rücksicht
auf die Schwere des Verbrechens jedenfalls für
verfrüht.

Antrag des Regierungsrates : Abweisung.
» der Bittschriftenkommission : id.

5. Cuttat, Joseph, von Damphreux, gewesener Negotiant

zu Pruntrut, wurde am 20. Dezember 1894 vom
dortigen Polizeirichter wegen Widerhandlung gegen die
Verordnung vom 8. Mai 1889, betreffend den Handel
mit Wein und gebrannten Wassern, zu Fr. 50
Geldbusse, zur Nachzahlung von Fr. 50 Patentgebühr und
zu den Kosten verurteilt, weil er in seinem Geschäft
Wein in Quantitäten unter zwei Liter verkaufte, ohne
dass er dazu ein Patent hatte. Cuttat stellt das
Gesuch, es möchte ihm Busse und Patentgebühr erlassen
werden. Er hat Fr. 20 auf Rechnung bezahlt. Er
erklärt, weitere Zahlungen könne er nicht leisten, da
inzwischen seine Gläubiger ihm alles weggenommen, so
dass er nichts mehr besitze und keinen Verdienst habe.
Gefangenschaft könne er wegen Krankheit nicht
aushalten. Das Gesuch ist vom Gemeinderat von Pruntrut,
sowie vom Regierungsstatthalter empfohlen. Mit Rücksicht

auf die geleistete Teilzahlung und das vorgelegte
ärztliche Zeugnis hat der Regierungsrat beschlossen,
das vorliegende Gesuch zur Willfahr zu empfehlen.

Antrag des Regierungsrates : Erlass von Busse und Pa¬

tentgebühr, soweit nicht
bezahlt.

» der Bittschriftenkommission: id.

6. Gerber, Friedrich, wohnhaft auf der Linden zu
Oberlangenegg, und Hirschi. Johann, Hirt auf der
Scheiben, Gemeinde Schangnau, die beide das
Jagdpatent für niedere Jagd für das Jahr 1894 gelöst hatten,
sind am 5. Juni 1895 vom Polizeirichter von Signau wegen
Jagdfrevel jeder zu je einer Geldbusse von Fr. 80 nebst
Kosten verurteilt worden, weil sie im November 1894
während der für Gemstiere geschlossenen Jagd auf
einen Gemsbock Jagd gemacht, denselben erlegt und
verwertet haben. Während Hirschi seine Busse und
die Hälfte der Kosten bezahlt hat, stellt nun Gerber,
unter Berufung auf seine bedrängte Lage und
empfohlen vom Gemeinderat seines Wohnortes, das
Gesuch, es möchte die ihn betreffende Busse auf einen
Drittel herabgesetzt werden. Der Regierungsrat findet
jedoch das vorliegende Gesuch nicht für empfehlbar.
Schon das ganze Benehmen der beiden in der
Voruntersuchung und Hauptverhandlung, wo beide aufs
frechste leugneten und sich zu einem gewundenen
Geständnis erst herbeiliessen, nachdem Hirschi, der als
Zeuge einvernommen worden war, wegen Eidverweigerung

in Haft gesetzt werden musste, spricht nicht zu
ihren Gunsten. Sodann ist der Regierungsrat der
Ansicht, dass wenn Gerber sich in so bedrängter Lage
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befindet, wie er behauptet, es in diesem Falle für ihn
doch nützlicher wäre, kein Jagdpatent zu lösen und
besser für seine Familie zu sorgen.

Antrag des Regierungsrates : Abweisung.
> der Bittschriftenkommission: id.

7. Krebs, Rudolf, von Hilterfingen, gewesener Notar
in Thun, geboren 1849, welcher am 21. Mai 1895 von
den Assisen des ersten Bezirks wegen Meineid zu
fünfzehn Monaten Zuchthaus verurteilt wurde, sucht nochmals

um Erlass des Restes oder doch wenigstens des
letzten Drittels seiner Strafzeit nach, nachdem sein
früheres Gesuch durch Schlussnahme des Grossen Rates
vom 21. November letzthin abgewiesen worden. Zur
Begründung des heutigen Gesuches verweist Krebs auf
die in seinem früheren Gesuche enthaltenen Anbringen
und betont, dass die damalige Notlage seiner Familie
sich seither verschlimmert habe und täglich schlimmer
werde, so dass die Auflösung der Familie bevorstehe,
wenn nicht bald seine Haftentlassung erfolge. Das
heutige Gesuch könne nicht mehr für verfrüht gelten,
da bis zur Erledigung desselben, beziehungsweise bis
zu seiner Entlassung, wohl circa zwei Drittel der Strafzeit

verflossen sein werden. Mit zehn Monaten Strafe
könne das von ihm begangene Delikt wohl als gesühnt
betrachtet werden. Der Regierungsstatthalter wiederholt
seine Empfehlung zum früheren Gesuche. Gutes Betragen
in der Strafanstalt ist eine der ersten Voraussetzungen
des Strafnachlasses. Während der Bericht der Verwaltung

der Strafanstalt zum ersten Gesuche zu Gunsten
des Krebs gelautet hatte, haben seither Vorfälle sich
zugetragen, die ein durchaus ungünstiges Licht auf ihn
werfen. Wegen seiner etwas schwächlichen Konstitution
war er zu leichteren Arbeiten verwendet worden, wobei
er oft Gelegenheit hatte mit dritten Personen zu
verkehren. Die Verwaltung machte aber bald die
Entdeckung, dass Krebs diese Wohlthat arg missbrauchte,
indem er mit seinen Angehörigen in Thun einen
verbotenen Briefwechsel geführt und sogar der Strafanstalt
Handtücher und Schuhe entwendet und einem Bekannten
übergeben hatte, damit derselbe diese Gegenstände
seiner Frau zuwende. Krebs ist dieser Vergehen wegen
zwar disciplinarisch bestraft worden, allein die
Verwaltung findet, es liege im Interesse der guten Disciplin
der Anstalt, dem Krebs keinen Strafnachlass zu
gewähren. Der Regierungsrat pflichtet dieser Ansicht hei,
denn bei der gegenwärtigen Sachlage kann er sich
weder durch die bisherige Strafhaft noch durch die
Familienverhältnisse des Petenten bestimmen lassen,
das vorliegende Gesuch zu empfehlen. Dasselbe ist
heute nicht nur verfrüht, sondern auch wegen der
schlechten Aufführung des Krebs in der Strafanstalt
überhaupt nicht empfehlbar.

Antrag des Regierungsrates: Abweisung.
» der Bittschriftenkommission : id.

8. Zwuhlen, Christian, von Guggisberg, Landarbeiter
in Wahlern, geboren 1835, welcher am 6. Juli 1895

von der Polizeikammer, in Bestätigung des erstinstanz-
Beilagen zum Tagblatt des Grossen Rates. 1896.

liehen Urteils des korrektionellen Gerichts von Schwarzen-
burg vom 6. April 1895 wegen Unterschlagung an barem
Gelde, sowie wegen Pfandunterschlagung zu vier
Monaten Korrektionshaus, umgewandelt in 60 Tage Einzelhaft,

verurteilt wurde, stellt zu Händen des Grossen
Rates das Gesuch, dass ihm die über ihn verhängte
Strafe ganz oder doch zu einem bedeutenden Teile auf
dem Begnadigungswege erlassen werden möchte. Der
Gesuchsteller sucht darzuthun, dass er keine strafbaren
Handlungen begangen habe. Der Regierungsrat hat
keinen Grund, das vorliegende Gesuch zu empfehlen.
Der Schuldpunkt ist durch das Urteil erledigt und der
Gesuchsteller macht keine Thatsache bekannt, die er
nicht schon vor dem Gericht zu seiner Verteidigung
geltend gemacht hat oder hätte geltend machen können.
Die beiden verurteilenden Erkenntnisse sind einlässlich
motiviert, und es ergiebt sich aus denselben, dass die
Behauptung Zwahlens, die Gerichte hätten seine
Verteidigung entweder gar nicht oder ungenügend
gewürdigt, jeder Begründung entbehrt

Antrag des Regierungsrates: Abweisung.
» der Bittschriftenkommission : id.

9. Künzi, Jakob, von Adelboden, Tapezierer, wohnhaft

gewesen zu Spiez, geboren 1854, verheiratet und
Vater von zehn Kindern, wurde am 10. Dezember 1894
von der Kriminalkammer wegen Brandstiftung zu fünf
Jahren Zuchthaus verurteilt. Aus den Akten geht hervor,

dass Künzi am Abend des 14. Sept. 1894 das von ihm
am Langmaad zu Spiez bewohnte, für Fr. 5200
brandversicherte Häuschen vorsätzlich in Brand gelegt hatte,
in der Absicht, durch Verbrennung seines für seine
damaligen Verhältnisse hoch versicherten Mobiliars
sich die Versicherungssumme zu verschaffen, um mit
derselben sich aus der grossen Not herauszuhelfen, in
die er durch Krankheit und dadurch bedingte
Erwerbsunfähigkeit mit seiner zahlreichen Familie geraten
war. Mit Bittschrift vom 3. Januar abhin sucht nun
Künzi, der seine Strafzeit in der Strafanstalt Thorberg
verbüsst, bei dem Grossen Rat um seine Begnadigung
nach, indem er zu deren Begründung auf seine bis zur
Begehung der That in jeder Beziehung tadellose
Vergangenheit hinweist und im weitern ausführt, dass er
die That in einem Zustand verminderter Zurechnungsfähigkeit

begangen, weil er durch die drückende Angst
und Sorge für die Existenz seiner Familie zur
Verzweiflung getrieben worden sei. Seine Verurteilung
treffe aber am meisten seine unschuldige, aus elf Köpfen
bestehende Familie, die ihres Versorgers und Ernährers
beraubt sei. Seine Begnadigung empfehle sich daher
schon aus dem Grunde, um wieder für den Unterhalt
seiner Familie und die Erziehung seiner Kinder sorgen
zu können. Das Gesuch ist von 17 Zeugnissen und
Empfehlungen zu Gunsten des Künzi begleitet, darunter
auch der Empfehlung der Kriminalkammer, die eine
teilweise Begnadigung befürwortet. Auch die Verwaltung

der Strafanstalt empfiehlt das Gesuch zur
wohlwollenden Berücksichtigung, beifügend, dass Künzi das
begangene Verbrechen aufrichtig bereue und von ihm
nicht zu befürchten sei, dass er werde rückfällig werden,
auch wenn ihm schon jetzt der Rest der Strafe erlassen
werde. So sehr der Regierungsrat anerkennt, dass
im vorliegenden Falle eine weitergehende Milderung

2*
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der Strafzeit am Platze ist, als sie sonst in den
Brandstiftungsfällen in der Praxis der Begnadigungsbehörden
liegt, so wenig könnte er jetzt schon die Begnadigung
des Kiinzi empfehlen, da die zurückgelegte Strafzeit
im Verhältnis zur ausgesprochenen Strafdauer zu klein
erscheint. Künzi hat von seinen fünf Jahren Strafzeit
bloss wenig mehr als ein Jahr verbüsst. Den
Umständen, welche zur Begründung des Begnadigungsgesuches

geltend gemacht werden, hat die Kriminalkammer

durch das im Vergleiche zu andern ähnlichen
Brandstiftungsfällen reduzierte Strafmass bereits Rechnung

getragen. Der Regierungsrat erachtet aus diesen
Gründen, sowie mit Rücksicht auf die Konsequenzen
das vorliegende Gesuch dermal noch für verfrüht.

Antrag des Regierungsrates : Abweisung.
» der Bittschriftenkommission: id.

10. Boulangé, Adolf, Landwirt zu Vendlincourt,
welcher dem verwaisten Emil Guillaume als Vogt
gesetzt worden war, wurde durch Urteile des
Polizeirichters von Pruntrut vom 17. Mai, 18. Juni und 4. Juli
1894 wegen Schulunfleiss seines Vögtlings zu drei
Geldbussen, zusammen Fr. 7, nebst Kosten verurteilt.
Boulangé sucht mit Empfehlung des Gemeinderates
und des Regierungsstatthalters um Erlass der besagten
Strafe nach, weil er den Schulunfleiss seines Pupillen
nicht verschuldet habe, da derselbe nicht unter seiner
direkten Aufsicht gestanden, sondern wegen des ganz
überschuldeten Nachlasses seiner Eltern, von wolil-
thätigeu Leuten aufgenommen worden war. Der
Regierungsrat kann das vorliegende Gesuch nicht empfehlen,
indem er dafür hält, dass Boulangé seinen Pflichten
als Vogt nicht nachgekommen ist, denn als solcher
hatte er nach dem Gesetz sich nicht nur um die
Liquidation des Nachlasses der Eltern des Pupillen,
sondern auch um diesen selbst zu bekümmern und
dafür zu sorgen, dass derselbe die Schule besuche.

Antrag des Regierungsrates : Abweisung.
» der Bittschriftenkommission : id.

11. Jaggi, Christian, Wildhüter, von und zu Lenk,
geboren 1835, wurde am 11. Dezember 1895 von der
Polizeikammer, wegen Misshandlung des Nikiaus und
Johann Brand in Saanpn, zu dreissig Tagen Einzelhaft,
zur Bezahlung einer Entschädigung an die beiden
Verletzten von Fr. 380 und zu den Kosten verurteilt. Den
Akten ist zu entnehmen, dass Jaggi am 24. Oktober
1894 mit seinem Sohne Hermann Jaggi auf einer
Streiftour in dem ihm zur Wildhut unterstellten
eidgenössischen Bannbezirk Gifferhorn auf zwei mit Stutzern
bewaffnete, durch Masken bezw. falsche Bärte unkenntliche

Wilderer stiess, die auf Gemsen Jagd machten
und Schüsse auf solche abgegeben hatten. Als die
Wilderer, nachdem sie die Wildhüter bemerkt und die
Flucht ergriffen, auf den Zuruf, stehen zu bleiben,

nicht Folge leisteten, sondern in wilder Flucht davon
rannten, gab Jaggi in der Aufregung zwei
Schrotschüsse auf dieselben ab, die den beiden Brand
Verletzungen beibrachten, welche für beide eine
Arbeitsunfähigkeit von mehr als zwanzig Tagen zur Folge
hatten. Die Polizeikammer hat jedoch aus den Akten
die Ueberzeugung gewonnen, dass Jaggi die ihm zur
Last, gelegte Handlung offenbar im wohlgemeinten
Uebereifer seiner Pflichterfüllung und in Misskennung
der ihm zustehenden Befugnisse begangen hat. Aus
diesem Grund beschloss sie, gemäss Art. 557, Ziffer 2,
St. V., von Amtes wegen um Begnadigung des Verurteilten

nachzusuchen. Christian Jaggi hat indess auch
selbst das vorliegende Begnadigungsgesuch zu Händen
des Grossen Rates eingereicht, worin er den Vorfall
schildert und zur Unterstützung seines Gesuches auf
seinen bisherigen guten Leumund, sowie auf die
Schwierigkeiten und Gefährlichkeiten aller Art
hinweist, die mit der ihm anvertrauten Wildhut verbunden
sind, und welcher er trotzdem mit Pflichteifer und
Anstrengung Tag und Nacht obliegt. Der Regierungsrat
ist nach Kenntnisnahme der Akten ebenfalls der
Ansicht, dass die ganze Sachlage die Begnadigung des

Jaggi vollständig rechtfertige, um so mehr, als durch
die Akten ein wesentliches Verschulden der beiden
Verletzten zweifellos konstatiert ist. Nicht nur sind
dieselben von Jaggi bei Ausübung seines Amtes auf
verbotenem Wege ertappt worden, sondern sie haben ihn
zu der ihm zur Last gelegten Haudlung in gewissem
Sinn gereizt, indem sie sich durch die angehängten
falschen Bärte unkenntlich machten und sodann auch
dem erfolgten Warnruf nicht sofort Folge leisteten.
Aus diesem Grunde hat der Regierungsrat beschlossen,
dem Begnadigungsgesuch der Polizeikammer sich an-
zuschliessen.

Antrag des Regierungsrates : Erlass der 30-tägigen
Einzelhaft.

» der Bittschriftenkomniission: id.

12. Tritten, Gottlieb, von Lenk, Landwirt zu Där-
stetten, welcher am 31. Dezember 1895 vom Polizeirichter

von Niedcrsimmenthal wegen unbefugtem Wirten
geistiger Getränke zu einer Geldbusse von Fr. 50,
Nachzahlung einer Patentgebühr von Fr. 5 und zu den Kosten
verurteilt wurde, sucht um Erlass der ausgesprochenen
Busse nach. Er sagt, es sei allerdings im letzten Sommer

einigemale vorgekommen, dass er an Freunde oder
Bekannte, deren Weg zu ihren Alpen bei seinem Hause
vorbeiführte, auf Verlangen Wein in Quantitäten unter
zwei Liter verabfolgt habe. Er habe aber nie zu nächtlichen

oder Winkelgelagen Wein verkauft. — Der Re-
gierungsrat findet jedoch keinen genügenden Grund
zum Bussnachlass, zumal nach der Anzeige der Gesuchsteller

eine eigentliche Wirtschaft geführt hat und in
der Nähe genug andere Gelegenheit zum Kaufen von
Wein unter zwei Liter besteht.

Antrag des Regierungsrates : Abweisung.
» der Bittschriftenkommission : id.
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Jlbän&entHgsmiträgf ï»er ®omtni||ioit.

über

î»tt© îtofaljrûtt bei ^ülbsbegeljreit mib ^b)lim-

mungen ouf ©ruitî» ter Irtikcl 9, 94 gif. 2,

102 kljter $ah unb 104 bru $taatsucrfa|lTmig.

(22. Stai 1895.)

Ser (Sfrojje lUat DeS Âitntonê Sent,

irt 9luêfûl)rung ber borgenannten Sefïimmungen ber

©taatêberfaffung,

befchliefjt:

§ 1. 2luf bem Sege beë Solfêbegehrenë (Snitiatibe)
fnnn jeberjeit berlangt werben:

a. bie jftebifton ber Serfaffung in Ujrer ©efnmtheit
ober einzelner Seile berfelben;

b. ber ©rlafj, bie Aufhebung ober 2lbänbetung eineë

©efeijeè, fowie bie Aufhebung ober 2lbänberung
eineë Sluêfûhrungêbelretê beë ©rofjen 9iateê.

§ 2. Sill bon biefent ûtecljte ©ebrauch gemalt werben,
fo ift an ben Steqierungêrat ju ^anben beë ©rofjen Ûtateê
eine fdhriftliche ßingabe §u rieten, in Welver ber @eqen=

ftanb beë Segeïjrenë beftimmt bezeichnet wirb. Siefelbe
muß für bie unter § 1 a bezeichneten ©egenftänbe bon
minbeftenê fünfzeljntaufenb, für bie unter § 1 b bejeid)=
neten bon minbeftenê jWölftaufenb in fantonalen 3lnge=
legenljeiten ftimmberechtigten Sürgern unterzeichnet fein.

§ 3. Ser Sürget, welcher baê Segehren ftellen WiH,

hat baëfelbe, unter Angabe feineê Sohnortê, eigen*
hänbig z" unterzeichnen.

§ 4. Kleber Unterfcfjtiftenbogen foE ben 5tamen beë

Imtêbezirïë unb ber ßolitifchen ©emeinbe angeben, wo
bie llnterfdhriften beigelegt Würben.

6r muß, um gültig zu fei"/ enthalten:
1. ben Sortlaut beë Segeljrenè;
2. bett Sortlaut bon § 3 biefeë Seïretê;

Seifügung: „Ser nämliche Unterfchriftenbogen foE
nicht in betriebenen ©emeinben benutjt werben."
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^lbânî»crungstt«trttgp ber ftommiflibii.

„Sefcheinigung beê ©emeinberatêprâfibenten"

©treicfjuug beê ©aijeë bon „fowie" an.

§ 5. Sebor bie Unterfcbriftenfammlung beginnt, ift
ber Sejt bet ©ingabe bet ©tantêfanjlei jujufteHen, Welche

benfetben, fowie bie grift jur ©inreichung bet llnterfchriften
fofort unentgeltlich in beiben Sanbeêfprachen burd) bie
fantonalen Amtsblätter betannt ju madjen !§at. Alê
Anfangêtermiit ber Unterfd)riftenfammlung gilt baê Satum
ber amtlidjen Sefanntmadjung.

1. biejenigen llnterfchriften, Weldje nidjt innerhalb ber
f5frift bon 9 Stonaten bom Satum ber amtlichen
Setanntmadjung an geregnet îc.

(§ 4)

§ 9. Sottêbegehren in fjorm bon aufgearbeiteten
©ntwürfen (Serfaffung Art. 9 uttb 102) finb bem Sol!
in unberänberter gorm jut Abftimmung borjnlegen.

3. am ©d)Iuffe bie mit Saturn berfehene Sefdjeini*
gung bee ©emeinberateê, baft bie Unterzeichner in
tantonalen Angelegenheiten ftimmberedjtigt jtnb nnb
ihre f)olitifd)en Aedjte in ber betrefjenben ©emeiube
auêûben, fowie bafj nad) einer Auflage beê Se=

gehreuê auf ber ©emeinbefchreiberei mährenb 10

Sagen eine ©infbradje gegen bie ©djtheit bon
llnterfc^riften nit^t erfolgt fei. Dugleid) ift in ber
Sefcheinigung bie auf jebem Sogen befinblibhe Daf)l
bon Untcrft^riften anjugeben.

gür biefe Sefcheinigung barf feinerlei ©ebûljr
bejogen toerben.

§ 5. Sie fformulare ju ben Hnterfc^riftenbogen finb
in oerlangter Anjahl jum ©rftetlungëbreife bon ber ©taatê=
fanjlei ju beziehen, weldje biefelben abjuftemfieln unb mit
bem Saturn beë Sejugeë ju berfehen l)ût. Aadjbeftellte
Formulare finb mit bem Saturn beê erften Sejugeë
abjuftempeln.

§ 6. Dft ein Sottêbegehren eingelangt, fo ermittelt
ber Aegierungêrat bie Dahl ber gültigen llnterfdjrifteu.

Aufjer Setradjt fallen :

1. biejenigen ttnterfdjriften, weldje nidjt innerhalb ber
fÇrift bon fedjê Stonaten, bom Sejugêbatum ber
Formulare an geredjnet, burdj bie jnftänbige Amtë=
ftelle (§ 4 Diff- 3) befdjeinigt Worben finb ;

2. bie auf einem ungültigen Sogen (§§ 4 unb 5) be=

finblidhen llnterfchriften ;

3. biejenigen llnterfchriften, bezüglich weldjer bie in
§ 4 Diff. 3 geforberte Sefcheinigung fehlt ober un=

bollftänbig ober unrichtig ift.
fjrinben fich llnterfchriften, meldhe offenbar bon einer

unb berfelben jjanb gezeichnet finb, fo werben fie alê un=

gültig betrachtet unb nicht gerechnet.
Ser Aegierungêrat berfafjt über baê ©rgebniê feiner

©rmittlung einen Sericht unb legt ihn mit fümtiidhen
Atten bem ©rofjen Sate bei feinem nächften Dufammen=
tritte bor.

§ 7. Sautet baê alê gültig anerïannte Sottêbegehren
auf Sotalrebifion ber Serfaffung, fo ift bie grage, ob
eine foldje ftattfinben foil, bom ©rofjen Sate bem Sotte
innert brei Slonaten, bom ©ingang beê Sottêbegeljrenë
an gerechnet, jur Abftimmung norjulegen.

Saê weitere Serfaljren richtet fich na(h ben Artiteln
95—100 ber ©taatëberfaffung.

§ 8. Serlangt baê Sottêbegehren bie Abänberung
ober Aufhebung einzelner Seile ber Serfaffung, ober bie
Aufnahme neuer Seftimmungen in biefelbe, ober lautet
eê auf ben ©rlafj, bie Aufhebung ober Abänberung eineê
©efetjeê, ober auf bie Aufhebung ober Abänberuna eineê
bom ©rojjen Sate erlaffenen Seïretê, fo erfolgt bie Se=

hanblung beêfelben nach ben Seftimmungen ber Art. 9
unb 102—104 ber ©taatêberfaffung.

§ 9. ©inb in Sejug auf bie nämliche Serfäffun gs=
ober ©efeheëmaterie eine Steljrzahl bon Sottêbegehren
beim Segierungërate eingelangt, fo ift junächft baê erft
eingereichte Segehren burch ben ©rofjen Sat ju bel)an=
beln unb juï Sottêabftimmung ju bringen.
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3\.UtiHî>ri-awgsnntrftflc ber fifliumtfltoit.
3)ie übrigen ©egebren roerben in ber ^Reihenfolge itjreè

Singangeë, je nach Srlebigung bcr früher eingereichten,
behanbelt.

§ 10. 3)ie ©olïêabftiu.mung über ein ate gültig am
erfannteë ©ollêbegelfren geflieht naih ben attgemeinen
gefetjlicben ©orfcbriften über bae Verfahren bei öffent»
lichen äöahten unb Ibftimmungen.

§ 11. 2>iefee Îîetret tritt fofort in Uraft.

©em, 22. iDtai 1895 ©em, 22. Januar 1896.

3 in sJt a in e it bed fRegierungërateë
ber tßräfibent

Floiger,
ber Staatêfchreiber

filler.

S ni ill amen be r II o m nt i f f i o it
ber SfSräftbent

(§. «rieb.

Beilagen zum Taghlait des Grossen Rates. 1896.
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peftret
über bad

ïhnfaljint kri |falkskcg?ljr£it uitî» ^bftim-

ntinipit auf (ÜÜrmtk bn Jlrt. 9,94 gijf. 2,
102 liktiT $ak uttD 104 tiir Staats-
urrfaffuna.

6teflunpal)mc M fôegicntngêrateê
p ben

JUifliibfriiugennträgfii brr fommiffiau,

Dom 22. Januar 1896.

§ 4. Slnfcpluß an bie Slnträge ber Sontmiffiou.

§ 5. „SSetior bie llnterfcpiiftcnfammtung beginnt,
„ßaben bie 3diitinnten ben Dert bei' Eingaben in beiben

„ßanbedfpracpcn burd) bie fautonalen Slmteblätter befannt

ff8" geben.
„Die ilnterfd^riftenbogeu finb in berlangter Slttppl

„pm ©rfteüungdpreife bon ber ©tnatdfanjlei p begießen,

„toelcße biefelbeit abpftempetn unb mit bent Datum bed

„SSepged p tierfepen pat. siltô Datum bed Sepged gilt
„bad Datum ber Sefanntmadjung in ben Slmtdblättern.

„Stacpbeftetlte Unterfcßrifteubogen finb mit bem Datum
„bed erften SSepged abpftempeln."

§ 6. töeßarren auf ber Raffung beë Stegierungdrated.

§ 9. ©treidjung bed ißaiagrappen.

Stern, 29. Januar 1896.

3 m 91 am en bed Regier ungdra ted.

ber fkäfibent
Dr. ©okt,

ber ©taatdfepreiber

Siffler.

©ittttwrf-fckrit
betreffenb

Ufmnignng bn (Sfrweinfrn (Dtterbarff

utik Imnubirrmaaft.

(9. Oftober 1895.)

Der ©ruße tHut beb Sonlöitö Stent,

geftüßt auf § 63, fiemma 2, ber ©taatdberfaffung uttb
ber §§ 4 unb 64 bed ©emeinbegefeßed bout 6. Dezember
1852;

naeß Inßörung ber beteiligten ©emeinben uttb auf
ben Slutrag bed Stegierungdrated,

b ef cßließt :

§ 1. Die ©intooßnergemeinben Otterbacp unb 3nner=
birrmood toerben im ©intte ber §§ 5—17 unb 74 bed

©emeittbegefeped p einer ©emeinbe berfdjmoljen, bie bett

tepteru Stamen tragen foH.

§ 2. Demgemäß gepen mit bem .Seitpnnfte bed 3fti*
frafttretend biefed Defretd fämtfieße mit ber Staatd= unb
©emeinbebertoaltung pfammenßängenbe unb bidper ben

ptei ©etneinben obgelegene SSertpaltungdjjtoeige au bie

Organe ber neugebilbeten ©inlooßnergemeinbe 3ttncrbiir=
mood über. ©benfo toerben bie allgemeinen Ortdgüter
unb bie Sfrmengüter tion ^nnerbirrmood unb Otterbacp
auf ben gleicpen ^eitpunft p einßeitficßcn Ortdgütern
unb Slrmengütern'ber neuen ©iuttioßnergemeinbe 3nner=
birrmood tiereinigt unb auep fernerpin iprem 3toecfe
gemäß bertoaltet unb tiertnenbet.

Die SSerfdjmelpng pat auf bie üorpanbenen Stußungd*
giiter für bürgerliche Slrme feinen ©inffuß.

S 3. Diefcd Defret tritt auf 1. Januar 1896 in
.(traft. Der iRegierungdrat ift mit ber Sfudfüßrung bed=

felben beauftragt.
Slnftänbe bermögendrecßtlkper Statur, toeldpe aud ber

SSolIjießunq bed Defretd entftepen, finb tum ben Slbmi*
niftratitibepörben naip Einleitung ber §§ 56 u. ff. bed

©emeinbegefeped p erttfeßeiben.

53em, ben 9. Oftober 1895.

3m Stamen bed Stegierungdrated
ber üßräfibent

Dr. ©atrat,

ber ©taatdfdpreiber

#i)ller.
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Bericht der Baudirektion

an den Regierungsrat zu Händen des Grossen Rates

betreffend

eiuc Aklieiibelciliguiig des Staates ßeru im Betrage von Fr. 500,000

an die

Erstellung einer Eisenbahn von Thun nach Konolfingen.

(Januar 1896.)

Von einer durch die Herren Nationalrat Bühlmann, als
Präsident und Jakob Hofer, Notar, als Sekretär, vertretenen
Gründungsgesellscbaft ist unterm 13. November 1895
folgendes Gesuch an den Regierungsrat zu Händen
des Grossen Rates des Kantons Bern gerichtet worden :

« Wie Ihnen bekannt ist, wurde anlässlich der Be-
« ratung des neuen Beschlusses betreffend die Beteili-
« gung des Staates an dem Baue neuer Eisenbahn-
« linien vom 5. Juli 1891 für die Linie Konolfingen-
« Thun ein Subventiousgesuch von keiner Seite ein-
« gereicht. Die Konzession für diese Linie lag damals
« in den Händen der Gründer der Thunerseebahn,
« Herr Regierungsrat Ritschard und Herr Oberst Des-
« gouttes. Dieselben erklärten dem bestehenden Initia-
« tivkomitee des bestimmtesten, das Zustandekommen

dieser Linie sei gesichert, die Finanzierung sei von
c einem Basler Finanzinstitut fest übernommen, und
« es würde für die Unterbringung der Aktien beim
« Publikum einen sehr schlechten Eindruck machen,
« wenn trotzdem für diese Linie eine staatliche Sub-
« vention vorgesehen würde.

« Im Vertrauen auf diese bestimmten Zusicherungen
« unterblieben dann weitere Schritte und die Folge
« davon war, dass in dem definitiven, vom Volke ge-
« nehmigten Beschlüsse diese Linie nicht als subven-
« tionsberechtigt aufgezählt wird.

« Es ist bekannt, dass die erwähnten Zusicherungen
< sich nicht bewahrheiteten, dass die Konzessionsinhaber
« seither auf ihre Konzession verzichteten und dass

« solche von der unterzeichneten Gründungsgesellschaft
« neu erworben werden musste.

« Als ebenso bekannt und selbstverständlich muss
« aber auch die Thatsache gelten, dass diese Linie
« ebenso subventionsberechtigt ist, wie alle andern im
« fraglichen Beschlüsse erwähnten Eisenbahnprojekte.
« Es genügt in dieser Hinsicht wohl der Hinweis auf
« die Geschichte dieser Unternehmung, zu deren Er-
« Stellung die ersten einleitenden Schritte ja von der
« Tit. Regierung des Kantons Bern getroffen worden
« sind und die Erinnerung an die Thatsache, dass
« schon im Subventionsbeschluss vom 28. Februar 1875
« Thun-Konolfingen mit einem fixen Staatsbeitrag von
« Fr. 800,000 bedacht worden war.

« Diese Thatsachen entheben uns wohl der Ver-
« pflichtung, die Subventionsberechtigung derselben
« näher zu begründen. Wir begnügen uns mit der Be-
« rufung auf die bezüglichen frühern Eingaben, die sich
« in Händen des Staates befinden, namentlich Subven-
« tionsgesuch vom 30. Dezember 1873, Nachtragsgesuch
« vom 22. November 1874 und auf beiliegenden Bericht
« über den Bau einer Eisenbahn Hasle-Konolfingen-
« Thun und Gesuch um Aktienbeteiligung vom Okiober
« 1895, aus dem alle weitern Details ersichtlich sind.

« Es liegt auf der Hand, dass es der interessierten
« Gegend nicht möglich ist, das gesamte Aktienkapital
« für diese Linie aufzubringen, handelt es sich doch
« bei derselben ja nur um eine Sekundärbahn, bei
« welcher an eine Beteiligung des Privatkapitals aus
« weitem Kreisen nicht zu denken ist. Bei aller Opfer-
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« Willigkeit der Gemeinden wird es ausserordentlich
« Mühe kosten, von denselben die gemäss dem bei-
« liegenden Bericht zugemuteten Beträge erhältlich zu
« machen. Wir verweisen denn auch auf die Vermögens-
« und Steuerverhältnisse der beteiligten Gemeinden, die
« aus diesem Bericht ebenfalls ersichtlich sind.

« Es ist daher unumgänglich nötig, dass, soll das
« Unternehmen wirklich zu stände kommen, der Staat
« sich in angemessener Weise heir Verteilung des Aktien-
* kapitals beteilige, wie er dies ja beim gesamten bis
« dahin zur Ausführung gelangten Eisenbahnnetz des
« Kantons Bern auch gethan hat.

« Wir erlauben uns dabei, darauf hinzuweisen, dass
« der Grundsatz der Staatsbeteiligung bei Erstellung
« neuer Eisenhahnen von den Behörden und vom Volke
« des Kantons Bern zu den wiederholtesten Malen klar
« und deutlich anerkannt worden ist, und dass es daher
« eine ausserordentliche Unbilligkeit wäre, wenn nun
« gerade dieser Unternehmung, deren Notwendigkeit
« allseitig anerkannt wird, eine Unterstützung durch
« den Staat versagt würde. Daran kann sicher der
« Umstand nichts ändern, dass im letzten Subventions-
« beschluss aus den dargelegten Gründen diese Linie
« nicht Aufnahme fand, hatte doch das Bernervolk
« durch den frühern Subventionsbeschluss vom Jahre
« 1875 derselben schon eine Summe von Fr. 800,000
« zugesichert.

« Wir begreifen nun gar wohl, dass wir angesichts
« der Sachlage vom Staate eiue Beteiligung nicht ver-
« langen dürfen, welche über die allgemeinen Grund-
« sätze des erwähnten Volksbeschlusses vom 5. Juli 1891
« hinausginge, und wir begreifen ebenso, dass es nicht
« wohl angeht, eine Summe zu verlangen, die der
« Volksabstimmung unterbreitet werden müsste.

« Allein das sollte unserer Ansicht nach zweifellos
« sein, dass uns derjenige Betrag zugesichert wird,
« über den der Grosse Rat gemäss Art. 6 der Verfassung
« verfügen kann, d. h. ein Betrag von Fr. 500,000.

« Die 15,5 Kilometer lange Strecke Konolfingen-Thun
« wird nach den detaillierten Voranschlägen, auf die
« wir verweisen, per Kilometer auf rund Fr. 108,000,
« also insgesamt auf rund Fr. 1,650,000 zu stehen kommen.
« Nach den Grundsätzen des Subventionsbeschlusses
« vom Jahr 1891 hätte der Staat hieran einen Dritteil

beizutragen, insofern der Betrag Fr. 40,000 per Kilo-
« meter nicht übersteigt; es würde also, wenn unser
« Projekt in demselben aufgenommen worden wäre,
« der Staat sich im Minimum mit Fr. 550.000 zu be-
« teiligen haben, also mit Fr. 50,000 mehr, als hierseits
« verlangt wird.

« Dass der Grosse Rat berechtigt ist, uns eine solche
« Summe zuzusichern, kann wohl keinem Zweifel unter-
« liegen. Es ist nicht zum ersten Mal, dass er in den
«Fall kommt, innerhalb seiner Kompetenz auch solche
< Linien zu subventionieren, die in den betreffenden
« allgemeinen Subventionsbeschlüssen nicht enthalten
« waren ; wir verweisen auf den Beschluss des Grossen
« Rates betreffend die Beteiligung des Staates bei der
« Dachsfelden-Tramlingenbahn. Ebenso hat der Staat
« sich an der Unternehmung der Langenthal-Huttwilbahn
« beteiligt, trotzdem die im Beschlüsse vom Jahr 1875
« zugesicherte Subvention durch Zeitablauf verwirkt
« war. Es liegen daher Präjudicien vor, auf die wir
« uns mit Recht berufen können.

« Aus dem beigelegten Berichte, dem sicher niemand
« allzugrossen Optimismus vorwerfen wird, geht zudem
« hervor, dass das ganze Unternehmen auf solider

« Basis steht. Es ist ein verhältnismässig sehr niedriges
« Obligationenkapital vorgesehen, das nur circa 26 %
« der gesamten Anlagekosten ausmacht und jedenfalls
« einen Dritteil derselben unter keinen Umständen
überschreiten soll; für die Kostenberechnung und Aus-
« führung liegt ein vollständig ausgearbeitetes Bauprojekt
« vor, das gemäss den Vorschriften des Bundes erstellt
« wurde. (Gemäss den Beschlüssen der Griindungs-
« gesellschaft unterliegt solcher betreffend die Strecke
« Konolfingen-Diessbach noch einigen Abänderungen,
« die hier ausdrücklich vorbehalten werden.) Und was
« die Rentabilität anbetrifft, so gehen die sehr nüchternen
« Ausführungen des Berichtes dahin, dass nach einigen
« Jahren eine, wenn auch bescheidene Dividende für

das Aktienkapital in sicherer Aussicht steht. Es
« werden also die Finanzen des Staates durch diese
« Subvention nicht allzustark belastet.

« Und schliesslich machen wir darauf aufmerksam,
« dass der Staat an der natürlichen Fortsetzung dieser
« Linie von Konolfingen nach Haslc, mit Anschluss an
« die Emmenthalbahn, durch den erwähnten Subven-
« tionsbeschluss auch beteiligt ist. Die Ausführung
« dieser Linie ist nun aber nicht wohl denkbar ohne
« die Fortsetzung nach Thun, und es ist auch aus
« diesem Grunde wohl Pflicht des Staates, das Zustande-
« kommen dieser ganzen Unternehmung möglich zu
« machen.

« Gestützt auf diese Ausführungen und die hienach
« aufgezählten Beilagen stellen wir daher an Sie, Herr
« Präsident, Herren Regierungsräte, zu Händen des
« Grossen Rates das höfliche

« C*esuch :
« Es sei seitens des Kantons Bern an die Erstellung

« einer Eisenbahnlinie von Thun nach Konolfingen
« unter von ihm näher festzusetzenden Bedingungen
« eine Aktienbeteiligung von Fr. 500,000 zu bewilligen. »

Wir haben den vorstehenden Ausführungen nicht
Vieles beizufügen. Das Initiativkomitee von Thun,
welches im Jahre 1873 die Konzession für den Bau
und Betrieb einer Eisenbahn Konolfingen-Diessbach-
Thun besass, verlangte vom Staat eine Aktienbeteiligung
im Betrage von 1 Million Franken. Dieses Gesuch
wurde im Dekretsentwurf betreffend die Beteiligung
des Staates an dem Bau neuer Eisenbahnlinien vom
Oktober 1874 insoweit berücksichtigt, als der
Regierungsrat dem Grossen Rate beantragte, sich am Bau
der Linie Konolfingen-Thun mit einer Aktiensumme
von Fr. 750,000 zu beteiligen. Auf den Antrag seiner
Kommission erhöhte jedoch der Grosse Rat die
Beteiligung auf Fr. 800,000 und es machte sich dagegen
kein Widerspruch geltend.

Mit Zuschrift vom 25. Februar 1881 benachrichtigte
das Initiativkomitee den Regierungsrat, dass es den
Finanzausweis nicht leisten könne, daher auf die
bewilligte Staatssubvention von Fr. 800,000 verzichten
müsse. « Wir hoffen indessen — lesen wir darin weiter
« — dass wenn sich später die Verhältnisse, namentlich
« infolge Eröffnung der Gotthardbahn, für unser Projekt
« günstiger gestalten sollten, sowohl die hohe Regie-
« rung, als der Grosse Rat, gleichwohl dem Unter-
« nehmen neuerdings ihre Unterstützung gewähren
« werden. »
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Im Jahr 1890 Hessen sich die im vorliegenden Sub-
ventionsgeSucli genannten Herren Desgouttes und Rit-
schard die Konzession erteilen, in der Absicht, die
Eisenbahn Thun-Konoltiugen zum Gegenstande einer
spekulativen Gründung zu machen. Aus naheliegenden
Gründen verzichteten sie auf eine Staatssubvention und
hielten sogar die Vertreter der beteiligten Landesgegend
ab, eine solche anlässlich der Erneuerung des Dekretes
betreffend Staatsbeteiligung an dem Baue neuer
Eisenbahnlinien zu verlangen.

Dagegen wurde die Linie Konolfingen-Hasle in das
neue Subventionsdekret vom ö. Juli 1891 aufgenommen
und hat, als normalspuriges Eisenbahnprojekt, Anspruch
auf eine Staatsbeteiligung von ein Drittel des
Anlagekapitals, im Maximum Fr. 40,000 per Kilometer. Die
Lebensfähigkeit dieser Linie ist jedoch wesentlich durch
ihre Fortsetzung von Konolfingen nach Thun bedingt.
Diesfalls konnten aber die Herren Desgouttes und Rit-
schard ihr Vorhaben nicht ins Werk setzen, sondern
mussten auf das Geschäft verzichten, worauf die Ini-
tianten für Konolfingen-Hasle auch die Konzession für
Konolfingen-Thun erwarben und eine Gründungsgesellschaft

bildeten, welche Bauprojekte für beide Strecken
aufstellen liess und die Finanzierung der ganzen Linie
Hasle-Konolfingen-Thun an die Hand nahm.

Wenn aus den Vorgängen sich ergiebt, dass das
Eisenbahnprojekt Thun-Konolfingen mehr als 20 Jahre
alt ist, dass der Staat Bern dasselbe schon 1875 mit
Fr. 800,000 unterstützen wollte, dass diese Linie auch
in das Dekret vom Jahr 1891 aufgenommen worden
wäre, wenn nicht die Dazwischenkunft Dritter dies
verhindert hätte, — so frägt es sich nur noch, ob die
kompetenten Staatsbehörden befugt seien, vor Ablauf
der sechsjährigen Dauer des vom Volke angenommenen
Beschlusses betreffend die Beteiligung des Staates an
dem Baue neuer Eisenbahnlinien vom 5. Juli 1891 sich
auch noch bei andern, als den in diesem Beschlüsse
vorgesehenen Eisenbahnprojekten finanziell zu
beteiligen. Diese Frage muss bejaht werden. In dem
erwähnten Beschluss vom 5. Juli 1891 sind nicht alle
Eisenbahnprojekte, bei denen sich der Staat beteiligen

werde, aufgezählt derart, dass weitere Projekte
von einer Staatsbeteiligung ausgeschlossen worden
wären, sondern es sind in demselben nur die Linien
genannt, für welche bis zum Erlass des Dekretes die
Hülfe des Staates wirklich nachgesucht worden war.
Im Beschluss finden wir durchaus keinen Anhaltspunkt,
woraus geschlossen werden könnte, der Staat habe
sich in seiner Befugnis beschränken wollen, während
vollen sechs Jahren auch andere Eisenbalmunternehmungen

zu unterstützen, welche aus diesen oder jenen
Gründen bis zur Beschlussfassung vom Jahre 1891 nicht
angemeldet worden waren. Auch sind für eine solche
Auffassung weder in den Berichten der vorberatenden
Behörden, noch in den Grossratsverhandlungen Andeutungen

vorhanden.

Dies festgestellt erübrigt nur noch, das Mass der
Staatsbeteiligung zu bestimmen. Die Petenten verlangen
eine Aktienbeteiligung von Fr. 500,000. Es ist dies
eine bescheidene Forderung. Sie erreicht nach dem
vorliegenden Projekte weder den Drittel des
Anlagekapitals, noch Fr. 40,000 per Kilometer, steht also
unter den im Beschlüsse vom 5. Juli 1891 gezogenen
Grenzen. Es kann auffallend erscheinen, dass im Jahre
1875 eine Beteiligung von 1 Million Franken verlangt
und eine solche von Fr. 800,000 erlangt wurde, während
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man sich heute mit Fr. 500,000 begnügt. Zur Erklärung
mag folgendes dienen:

Das Komitee von Thun, welches in der Mitte der
1870er Jahre die Initiative für die Erstellung dieser
Bahn ergriff, liess ein vollständiges Bauprojekt
ausarbeiten. Hiebei wurde jedoch der grosse Fehler
begangen das Unternehmen nicht als SeUundärba\\n,
sondern als Haupthsxkv zu behandeln, was die
Baukosten unverhältnismässig vermehrte. Bei Aufstellung
des Voranschlages mochte vielleicht auch die Absicht
mitwirken, eine möglichst grosse Staatssubvention
(1 Million Franken) zu erwirken. Immerhin ist
anzuerkennen, dass der Eisenbahnbau zu jener Zeit
ausserordentlich teuer war, und dass namentlich die
Schienenpreise 100 % höher standen, als einige Jahre
später und jetzt.

Die Gründer, welche 1890 sich mit dem Bahnprojekt
befassten, wollten zwar ausdrücklich nur eine Sekundärbahn

bauen, dieselbe sollte aber gleichwohl nicht weniger
kosten, als eine Hauptbahn.

Heute haben wir es nun mit einer zuverlässigen,
auf umfassende und zweckmässige Vorarbeiten sich
stützende, Vorlage zu thun, woraus sich ergiebt, dass
eine, den Verhältnissen und dem Bedürfnisse
entsprechende normalspurige Sekundärbahn von Thun
nach Konolfingen weniger als die Hälfte der Summe
kosten wird, um welche sie früher veranschlagt war.
Wir stellen hiernach die betreffenden Devise
nebeneinander, wobei wir bemerken, dass nach den
verschiedenen Projekten die Länge der Bahn um circa
800 Meter variiert, insofern sie nach dem ersten Projekt

14,7 Kilometer betrug, nun aber 15,5 Kilometer
misst:

Devis von 1874 Devis von 1890 Heutiger Devis

I. Organisation,
Verwaltung technische
Vorarbeiten,
Kapitalbeschaffung und
Bauzinse Fr. 802,926.90 Fr. 300,000 Fr. 100,000

II. Grunderwerb » 305,950. — » 340,000 » 325,000
III. Unterbau » 1,090,320. — » 1,300,000 » 431,000
IV. Oberbau ...» 711,580.50 » 560,000 » 314,000
V. Hochbau ...» 391,000. — » 270,000 » 135,000
VI. Telegraph,

Signale u. Verschiedenes
VII. Rollmaterial,

Mobiliar und
Gerätschaften » 414,000.— » 385,000 » 251,900

VIII. Unvorhergesehenes

» 325,892.— » 200,000 » 60,100

58,330.60 » 35,000 » 33,000

Summa
per Kilometer gleich

Fr. 3,600,000. - Fr. 3,390,000 Fr. 1,650,000
» 244,898. — » 235,417 » 108,000

Kann wirklich, was wir hoffen dürfen, die Bahn so
billig erstellt werden, so steht unseres Erachtens ihre
Lebensfähigkeit ausser Zweifel. Die frühern Gründer
rechneten zwar schon bei einem Anlagekapital von
ungefähr 3'/ä Millionen Franken die für die Finanzierung
des Unternehmens unerlässliche Aktiendividende von
f> °/o heraus und erreichten diese Rendite ohne alle
Schwierigkeit, indem sie den Bruttoertrag der Bahn
einfach auf die hiezu nötige Summe von Fr. 20,00(1

per Kilometer, gleich Fr. 300,000, ansetzten. Die heutigen
Konzessionäre sind bescheidener, werden aber dafür
auch mehr Glauben finden. Sie berechnen den Bruttoertrag

der gangen Bahn Hasle-Konolfingen-Thun
(35 Kilometer) auf Fr. 8000 per Kilometer, die
Betriebskosten auf Fr. 6000 per Kilometer und kommen
damit zu folgendem Resultat für das erste Jahr :

4*
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Jährliche Betriebseinnahmen für die
ganze Linie Fr. 280,000

Jährliche Betriebsausgaben für die
ganze Linie » 210,000

Einnahmenüberschuss Fr. 70,000
aus dem das Obligationenkapital von
Fr. 1,000,000 mit 37* % Fr. 37,500
zu verzinsen und der Erneue-
rungs- und Reservefonds mit » 21,000

-— » 58,000
zu speisen wäre, daher zur Verfügung
der Aktionäre noch Fr. 11,500
übrig blieben.

Die Rentabilitätsfaktoren der Linie Thun-Konol-
fingen sind im Vortrag der Eisenbahndirektion betreffend

die Subventionierung neuer Eisenbahnlinien vom
Oktober 1874, sowie in den verschiedenen Konzessionsbegehren,

einlässlich erörtert worden, und wenn wir
auch nicht alles, was damals gesagt wurde,
unterschreiben möchten, so steht doch fest, dass diese Bahn
einem wirklichen Bedürfnis entspricht. Sie schafft für
den Touristenverkehr eine neue Verbindung zwischen
Luzern und dem Berner Oberland, eine Verbindung,
welche den Umweg über Giimligen um 20 km. abkürzt
und insbesondere die Fahrtaxen bedeutend vermindert.
Dieser Linie wird auch der Warenverkehr von der
Ostschweiz und dem Gotthard mit dem Oberland
zufallen. Als Lokalbahn hat sie eine grosse
volkswirtschaftliche Bedeutuug für unsern Kanton. Sie stellt
eine direkte Verbindung von Thun, dem Oberland und
Simmenthai mit dem Emmenthal her, und da gleichzeitig

die Linie von Konolfingen nach Hasle resp. Burgdorf

gebaut wird, so wird auch der Oberaargau in den
Interessenkreis gezogen ; denn die Linie von Burgdorf
über Konolfingen nach Thun ist eine ganz gerade und
die denkbar kürzeste; sie wird daher den Verkehr
zwischen drei grossen Landesteilen wesentlich erleichtern

und vermehren.
Sehr zu begrüssen ist es, dass die beiden

Unternehmungen, welche sich gegenseitig ergänzen und ali-
rnentieren, fusioniert haben; es ermöglicht dies auch
eine Kostenersparnis im Bau. Das Anlagekapital
beträgt hiernach für
Hasle-Konolfingen, 18,84 km. | Fr. 2,050,000
Konolfingen-Thun, 15,50 » J ^"m. 1,650,000

Total Fr. 3,700,000
oder Fr. 108,000 per Kilometer.

Hiezu ein Betriebsfonds im Betrage von » 128,000

Anlagekosten im ganzen Fr. 3,828,000
Auf dem Anleihenswege gedenken die

Konzessionäre aufzubringen nur ca.
26 % dieser Summe, nämlich » 1,000,000

so dass ein Aktienkapital zu beschaffen
bleibt von Fr. 2,828,000

Hieran sollen sich beteiligen :

Der Staat Bern für Hasle-Konolfingen
mit Fr. 683,000

Der Staat Bern für
Konolfingen-Thun mit » 500,000

Die Emmenthalbahn-Gesellschaft

mit » 200,000
Die Jura-Simplon-Bahn mit » 100,000
Die interessierten Gemeinden

und Privaten mit » 1,345,000
Fr. 2,828,000

Dieses Finanzprogramm, in Verbindung mit den
von uns geprüften technischen Vorlagen, bürgt dafür,
dass wir es mit einer reellen und soliden
Gründungsgesellschaft zu thun haben, welche das Unternehmen
auf eine sichere Basis stellen will und dafür die
Unterstützung des Staates in vollem Masse verdient.

Wir stellen zu Händen des Grossen Rates folgende

Anträge :

1. Der Staat beteiligt sich an dem Baue der projektierten

Eisenbahn vor. Thun nach Konolfingen durch
Uebernahme von Aktien im Betrage von Fr. 500,000.

2. Für diese Beteiligung gelten die einschlägigen
Bestimmungen des Beschlusses betreffend die Beteiligung

des Staates an dem Baue neuer Eisenbahnlinien
vom 5. Juli 1891, insbesondere Art. 5, zweiter und
dritter Absatz, und die Art. 7 bis und mit 13 dieses
Beschlusses.

3. Die Aktienbeteiligung des Staates fällt dahin,
wenn bis zum 5. Juli 1897 der Finanzausweis nicht
geleistet wird.

Bern, 8. Januar 1896.

Der Baudirektor

Marti.

Vom Regierungsrat genehmigt und an den Grossen
Rat gewiesen.

Bern, 14. Januar 1896.

Im Namen des Begierungsrates
der Präsident

Dr. Gobat,
der Staatsschreiber

Kistler.
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Vortrag des Regierungsrates

an den Grossen Rat

über das Volksbegehren
betreffend

die Wahl des Grossen Rates, des Regierungsrates und der

Abgeordneten in den Ständerat.

(Januar 1896.)

Herr Präsident,
Herren Grossräte,

In der zweiten Hälfte des November übergab der
Vorstand des kantonalen bernischen Grütlivereins der
Staatskanzlei Unterschriftenbogen, welche folgendes
Initiativbegehren enthalten :

Die unterzeichneten stimmberechtigten Bürger
verlangen, dass dem Bernervolke die nachfolgenden neuen
Bestimmungen und Abänderungen zur bernischen
Staatsverfassung gemäss Artikel 6, 9, 101, 102 und 104
derselben zur Abstimmung vorgelegt werden.

I. Wahl des Grossen Rates.

Zusatz zu Art. 21.

1. Die Wahl des Grossen Rates findet nach dem
proportionalen Wahlverfahren statt. Die dem proportionalen

Wahlverfahren angemessene Einteilung der
Wahlkreise und die Feststellung dieses Verfahrens, sowohl
für die Gesamterneuerung als auch für Neubesetzung
der während einer Amtsperiode erledigten Stellen wird
durch ein Dekret geordnet.

2. Die Wahl des Grossen Rates nach dem
proportionalen Wahlverfahren findet erstmals bei der nächsten
Gesamterneuerung statt.

II. Wahl des Regiernngsrates.
Art. 33 und 34 werden aufgehoben. An deren Stelle

treten :

Neuer Art. 33.
Hie laut Art. 3 der Staatsverfassung stimmberechtigten

Bürger wählen gleichzeitig mit jeder
Gesamterneuerung des Grossen Rates nach dem proportionalen
Wahlverfahren in einem einzigen Wahlkreise, der das
ganze Staatsgebiet umfasst, einen Regierungsrat von
neun Mitgliedern, welche beider Landessprachen kundig
sein sollen.

Neuer Art. 34.

Die Feststellung des proportionalen Wahlverfahrens,
sowohl für die Gesamterneuerung des Regierungsrates
als auch für die Neubesetzung der während einer
Amtsperiode erledigten Stellen wird durch ein Dekret
geordnet, welches erstmals bei der nächsten
Gesamterneuerung zur Anwendung kommen soll.

III. Wahl der Abgeordneten in den Ständerat.

Abänderung zu Art. 26, Ziffer 13.

Die in Art. 26, Ziffer 13, enthaltene Vorschrift
betreffend die Wahl der Abgeordneten in den Ständerat
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wird aufgehoben. Dagegen werden die nachfolgenden
neuen Bestimmungen in die Verfassung aufgenommen:

1. Die Wahl der Abgeordneten in den schweizerischen

Ständerat geschieht durch die laut Art. 3 der
Staatsverfassung stimmberechtigten Bürger in einem
einzigen Wahlkreise, der das ganze Staatsgebiet um-
fasst. Die Amtsdauer der Ständeräte beträgt drei Jahre.
Die Wahl findet gleichzeitig mit den Nationalratswahlen
statt. Das Wahlverfahren, sowie die Besetzung der
während einer Amtsperiode erledigten Stellen wird
durch ein Dekret geordnet.

2. Die Volkswahl der Ständeräte kommt zum ersten
Mal bei der nächsten Gesamterneuerung des Nationalrates

zur Anwendung.

In erster Linie ist zu prüfen, ob das Initiativbegehren
nach den Bestimmungen der Verfassung zu stände

gekommen ist. Da das Begehren sich auf Abänderung
mehrerer Bestimmungen der Verfassung richtet, so fällt
in dieser Beziehung Alinea 3 von Art. 102 der
Verfassung in Betracht, lautend: « Ein Revisionsbegehren
gemäss Art. 9 muss von 15,000 Stimmberechtigten
gestellt sein. » Die von der Staatskanzlei vorgenommene
Zählung ergab die Zahl von 17,485 Unterschriften aus
231 Gemeinden (siehe Zusammenstellung am Schluss
dieses Vortrages). Eine nähere auf Grund der
Bestimmungen des Art. 9 der Verfassung durch die
Staatskanzlei angestellte Prüfung der Unterschriften erzeigte
jedoch, dass von diesen Unterschriften 535 als ungültig
gestrichen werden müssen. Es betrifft das Unterschriften
von Bürgern, denen das Requisit der Stirnmberechti-
gung abgeht, oder deren Stimmberechtigung nicht
bescheinigt ist, weil sie ihr Stimmrecht nicht in der
Gemeinde ausüben, ;n der die Bescheinigung der
Stimmberechtigung eingeholt wurde. In einem einzelnen Fall
muss eine Unterschrift als ungültig erklärt werden,
weil sie offenbar nicht vom Träger des betreffenden
Namens herrührt. Zieht man diese 535 Unterschriften
als ungültig ab, so verbleiben immerhin noch 16,950
gültige Unterschriften. Die von der Verfassung
verlangte Zahl ist um 1950 überschritten; das
Initiativbegehren ist somit zu stände gekommen und es muss
darüber die Volksabstimmung gemäss den
Bestimmungen des Art. 9 angeordnet werden « auf den
erstfolgenden oder spätestens den zweitfolgenden
Abstimmungstag ». Da die Anordnung der Abstimmung auf
den 1. März durch den erst im Monat Februar
zusammentretenden Grossen Rat nicht mehr möglich ist,
dürfte es sich empfehlen, eine besondere Abstimmung
etwa auf den ersten Maisonntag anzuordnen.

Es ist im fernem festzustellen, in welcher Form das
Begehren dem Volk zur Abstimmung vorgelegt werden
soll. Art. 104 der Verfassung setzt fest, dass die Volks¬

abstimmung über jeden einzelnen Gegenstand gesondert
stattzufinden habe, wenn ein Volksbegehren mehrere
unter sich verschiedenartige Gegenstände umfasst. Dass
das bei dem vorliegenden Volksbegehren der Fall ist,
braucht nicht näher dargelegt zu werden. Es ist klar,
dass die Proportiona'wahl des Grossen Rates, die
Volkswähl des Regierungsrates und die Volks wähl der
Abgeordneten in den Ständerat verschiedenartige Gegenstände

sind, von denen die Annahme oder Verwerfung
des einen nicht auch die Annahme oder Verwerfung
des andern mit sich zieht. Es muss also über die drei
Begehren gesondert abgestimmt werden.

Zu untersuchen ist aber ausserdem, ob nicht etwa
eines oder das andere dieser Begehren verschiedenartige,

d. h. nicht zusammengehörende Gegenstände in
sich schliesst. Fraglich ist das nur für den
vorgeschlagenen Artikel betreffend die Wahl des
Regierungsrates, in welchem einerseits die Wahl des
Regierungsrates durch die stimmberechtigten Bürger,
andererseits das proportionale Wahlverfahren für diese
Wahl festgesetzt wird. Im Schoosse des Regierungsrates

haben sich denn auch bei Besprechung dieser
Frage verschiedene Auffassungen geltend gemacht. Aus
diesem Grunde, sowie in Rücksicht darauf, dass die
Stellungnahme des Regierungsrates dieser Frage gegenüber,

möchte sie so oder anders ausfallen, leicht
missdeutet werden könnte, hat sich der Regierungsrat
entschlossen, sich jeder Meinungsäusserung in dieser
Frage zu enthalten. Er ist daher auch nicht in der
Lage, dem Grossen Rat bestimmte Anträge über die
Form vorzulegen, in welcher das Volksbegehren dem
Volk zur Abstimmung vorgelegt werden soll.

Ebenso verzichtet der Regierungsrat, um Missdeutungen

von vorneherein die Spitze abzubrechen, darauf,
bestimmte Anträge zu stellen in Beziehung auf die Frage,
welche der Grosse Rat bei Beratung des Volksbegehrens
ebenfalls wird entscheiden müssen, der Frage nämlich,
ob er in Ausübung des ihm in Art. 9 der Verfassung
erteilten Rechtes seine Ansicht über die drei Begehren
den Stimmberechtigten in einer Botschaft zur Kenntnis
bringen und, wenn ja, welche Stellung er den Begehren
gegenüber einnehmen soll.

Bern, 23. Januar 1896.

Im Namen des Begierungsrates
der Präsident

Dr. Gobat,

der Staatsschreiber
Kistler.
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Zusammenstellung der eingelangten Unterschriften für vorerwähntes Volksbegehren.

Zahl der Unterschriften

gültig ungültig
Aarberg.

Aarberg • 31 —
Kallnach 53 —
Lyss 30 —
Rapperswyl 26 —

140 —

Aarrvangen.
Aarwangen 139 1

Ausswyl 45 —
Bleienbach 30 —-

Busswyl 38 —
Gondiswyl 15 —
Langenthal 329 27

Lotzwyl.... 130 2

Madiswyl 40 —
Melchnau 120 —
Obersteckholz 51 —
Reisiswyl 40 —
Roggwyl 43 —
Rohrbach 11 —
RUtschelen. 61 1

Schoren 58 2
Thunstetten 29 —
Ursenbach 22 —
Wynau 24 —
Gutenburg. 9 —

1234 33

Bern.
Bern 2860 121

Bolligen 483 70
Bremgarten 84 6

Bttmpliz 82 4
Köniz 94 8
Vechigen 67 1

Wohlen 3 —
Zollikofen 60 1

3733 211

Biel.
Biel 853
Bözingen 124
Vingelz 12

Büren.
Büren
Diessbach

Burgdorf
Aeffligen
Alchenstori
Burgdorf
Hasle
Koppigen
Lyssach.

Rumendingen
Willadingen
Wynigen

Courtelary.
Renan
St-Imier
Tramelan-dessus

63
4

989 67

85
87 —

172 —

18 1

16 —
263 36

57 —
63 1

40 —
185 13

20 —
27 —
83 —

772 51

52
54 2
40 1

146 3

Zahl der Unterschriften

gültig ungültig
Delémont.

Bassecourt.... 103
Boécourt 99 —
Bourrignon 45 —
Courfaivre 112 l
Courroux 30 —
Courtételle • 74 —
Delémont 213 2
Develier 40 —
Ederschwyler 18 —
Glovelier 82 —
Mettemberg 6 —
Montsevelier 74 —
Movelier 34 —
Pleigne 20 —
Rebeuvelier 21 —
Rebévelier 11 —
Roggenburg 18 —
Saulcy 56 1

Soulce 40 —
Soyhières 56 —
Undervelier 40 —
Vermes 46 —
Vieques 79 —

1317 4

Erlach.
Erlach 66 1

Finsterhennen 43 —
Siselen 12 —

121 1

Fraubrunnen.
Bangerten 25 —
Etzelkofen 24 —
Jegenstorf 49 2

Iffwyl 53 —
Mattstetten 19 —
Moosseedorf 48 —
Münchenbuchsee 16 2
MUnchringen 18 —
Urtenen 39 —
Utzenstorf 27 .—

Deisswyl 17 —
335 4

Franches-Montagnes.
Peuchapatte 13 —
Bémont 116 —
Breuleux 169 2
Epauvillers 21 —
Goumois 28 —
Les Bois 115 —
Montfaucon 87 —
Noirmont 40 1
Pommerats 56
Saignelégier 159 —
St-Brais 54 —
Soubey 33 —
Les Enfers 8 —
Epiquerez 19 —
Muriaux 73 —

991 3

Frutigen.
Aeschi 11 —

11 —

Zahl der Unterschriften
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gültig ungültig
Interiaken.

Bönigen 19 —
Brienz 9 —
Interiaken 30 10
Iseltwald 35 —
Matten 45 —
Niederried 16 1
Oberried 51 —
St. Beatenberg 23 —
Unterseen 120 —

348 11

Konolflngen.
Aeschlen 13 —
Brenzikofen 21 —
Freimettigen 20 —
Herbligen 21 —
Kiesen 51 —
Oberthal 15 5
Rubigen 80 —
Stalden 36 —
Walkringen 115 4
Worb 43 7

415 16

Laufen.
Blauen 69 —
Brislach. 68 —
Liesberg 42 —
Röschenz 74

253 —

Laupen.
Dicki 30 —
Ferenbalm 28 —
Frauenkappelen 28 —
Neuenegg 37 19

123 19

Moutier.
Belprahon 11 —
Châtillon 30 —
Corban 68 —
Courchapoix 55 —
Courrendlin 40 —.
Genevez 80 —
Mervelier 51 —
Moutier 77 1

Reconvillier 54 1

Sornetan 25
Tavannes 53 1

Vellerat 10 1

554 4

Nidau.
Madretsch 120 2
Mett 116 5
Nidau 54 1

290 8

Oberhasle.

Meiringen 23 —
23
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Zahl der Unterschrilten

Porrentruy
Alle
Asuel.
Beurnevésin
Boncourt
Bonfol
Bressaucourt
Buix
Bure
Charmoille.
Chevenez
Coeuve
Cornol
Courchavon
Courgenay.
Courtedoux
Courteraaiche
Damphreux
Damvant
Fahy
Fontenais
Grandfontaine
Lugnez
Montignez
Ocourt
Pleujouse
Porrentruy
Reclère
Roche d'or.
Rocourt.
St-Ursanne.
Vendlincourt
Montenol

Schwarzcnburg.
Albligen.
Guggisberg
Wahlern

gültig

58
20
41
41
52
53
58
40
40
47
80
76
22
42
78
30
28
62
40
73
53
28
40
19
24

251
40
16
37
53
77

ungültig

1625

40
99
29

168

Seftigen.
Belpberg 5
Burgistein 39
Gerzensee 87
Seftigen 40
Kehrsatz 9
Kirchdorf 17
Rüeggisberg 59
Rüthi 16

272

14

Signau.
Eggiwyl
Langnau
Lauperswyl
Röthenbach
Signau
Trubschachen

Zahl der Unterschrilten

gültig ungültig

Obersimmenthal.
Lenk

Thun

Blumenstein
Heimberg
Hilterfingen
Goldiwyl
Steffisburg
Strättligen
Thun
Uetendorf

Traehselwald.

Dürrenroth
Huttwyl.
Lützelflüh
RUegsau
Sumiswald
Traehselwald
Wyssaehengraben

41
197
48

9
58
55

408

30
30

Xiedersimmenthal.
Diemtigen 14
Reutigen 26
Spiez 27
Wimmis 59

126

52
92

202
256
128

32
33

12

48 —
25 3
11 —
18 —
88 10
65 —

319 17
50 —

624 30

795 16

Zahl der Unterschriften

gültig ungültig
Wangen.

Berken 12 —
Bettenhausen 25 —
Bollodingen 21 —
Graben 29 —
Heimenhausen 72 —
Herzogenbuchsee 185 16

Inkwyl 80 3

Niederbipp 86 1

Niederönz 44 —
Oberönz 30 —
Ochlenberg 95 —
Riedtwvl
Röthenbach

32
43

Seeberg 74 —
Thörigen 53 i
Walliswyl -Wangen 11 —
Wangen 43 —

935 21

Zusammenzug: Amtsbezirke.
Zahl der Unterschriiten

Aarberg.
Aarwangen
Bern
Biel
Büren
Burgdorf
Courtelary
Delémont
Erlach
Fraubrunnen
Franches-Montag
Frutigen
Interlaken
Konolfingen
Laufen
Laupen
Moutier
Neuveville
Nidau
Oberhasli
Porrentruy
Saanen
Schwarzenburg
Seftigen.
Signau
Obersimmenthal
Niedersimmenthal
Thun
Traehselwald
Wangen.

nes

gültig ungültig
140 —

1,234 33
3,733 211

989 67
172 —
772 51
146 3

1,317 4
121 1

335 4
991 3

11 —
348 11
415 16
253 —
123 19
554 4

290 8
23 —.

1,625 14

168 2
272 4
408 12

30 —
126 1
624 30
795 16
935 21

16,950 535
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Volksbegehren
betreffend

flie WaM Res Grossen Rates, ies ReoeroisMes

und der Allgeordneten ii den Inderal

Januar 1896.

Anträge der Grossratskommission.

1. Das Initiativbegehren betreffend die Wahl des Grossen
Rates, des Regierungsrates und der Abgeordneten
in den Ständerat wird als zu stände gekommen
erklärt.

2. Die Volksabstimmung über dieses Initiativbegehren
wird auf den 3. Mai 1896 angeordnet.

3. Es werden dem Volke folgende Fragen vorgelegt:

I. Wollet Ihr zu Art. 21 der Staatsverfassung fol¬
genden Zusatz annehmen:

1. Die Wahl des Grossen Rates findet nach dem
proportionalen Wahl verfahren statt. Die dem
proportionalen Wahlverfahren angemessene Einteilung
der Wahlkreise und die Feststellung dieses
Verfahrens, sowohl für die Gesamterneuerung als
auch für die Neubesetzung der während einer
Amtsperiode erledigten Stellen wird durch ein
Dekret geordnet.

2. Die Wahl des Grossen Rates nach dem
proportionalen Wahlverfahren findet erstmals bei der
nächsten Gesamterneuerung statt.

II. Wollet Ihr Art. 33 und 34 der Staatsverfassung
aufheben und durch folgende Bestimmung ersetzen :

Neuer Art. 33. Die laut Art. 3 der Staatsverfassung

stimmberechtigten Bürger wählen gleichzeitig

mit jeder Gesamterneuerung des Grossen
Rates nach dem proportionalen Wahlverfahren
in einem einzigen Wahlkreise, der das ganze
Staatsgebiet umfasst, einen Regierungsrat von
9 Mitgliedern, welche beider Landessprachen
kundig sein sollen.

erledigten Stellen wird durch ein Dekret geordnet,
welches erstmals bei der nächsten Gesamterneuerung

zur Anwendung kommen soll.

III. Wollet Ihr die Bestimmung in Art 26, Ziffer 13,
der Staatsverfassung betreffend die Wahl der
Abgeordneten in den Ständerat aufheben und
durch folgende Bestimmung ersetzen:

1. Die Wahl der Abgeordneten in den schweizerischen
Ständerat geschieht durch die laut Art. 3 der
Staatsverfassung stimmberechtigten Bürger in einem
einzigen Wahlkreise, der das ganze Staatsgebiet
umfasst. Die Amtsdauer der Ständeräte beträgt
drei Jahre. Die Wahl findet gleichzeitig mit den
Nationalratswahlen statt. Das Wahlverfahren,
sowie die Besetzung der während einer
Amtsperiode erledigten Stellen wird durch ein Dekret
geordnet.

2. Die Volkswahl der Ständeräte kommt zum ersten
Mal bei der nächsten Gesamterneuerung des
Nationalrates zur Anwendung.

4. Das Bureau des Grossen Rates wird beauftragt, in
Ausführung von Art. 9 der Staatsverfassung eine
Botschaft auszuarbeiten, durch welche den
Stimmberechtigten die Verneinung der ersten und zweiten
Frage, hingegen die Bejahung der dritten Frage
empfohlen wird.

Zu Antrag 4 beantragt die Minderheit der
Kommission Ausarbeitung der Botschaft im Sinne der
Empfehlung sämtlicher Punkte des Initiativbegehrens.

Bern, den 28. Januar 1896.

Im Namen der Kommission

der Präsident
Sahli.

Neuer Art. 34. Die Feststellung des proportionalen

Wahlverfahrens, sowohl für die
Gesamterneuerung des Regierungsrates als auch für die
Neubesetzung der während einer Amtsperiode
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Uortrag îitx folifnîimktitm
an ben 9ïegienmg§rat beê tantonê $enx

betreffenb

Me dieHiflon M $efvcteê bom 2. 3uU 1879 iiber Me ^olijctfhuibc unb

Me äffentüdjnt SBelujïigungcit tn kit SBirtfiÇaften.

(1. tuguft 1895.)

!q e r r ^räfibertt!
3CR eine fp erre t t

©urd) § 26 beë ©efefzeë bom 15. $uli 1894 über
baë SBirtfchaftêmefeu unb bett fpanbet mit geiftigen ®e=

tränten ift bem ©rofjen Stat ber Sluftrag erteilt morben,
neue Pofdjriften 311 erlaffen über bie £)effnungê= unb
Schliej)ungêftunbc ber îffiirtfdjaften, über baë înnjen
unb bie übrigen öffentlichen Peluftigungen. ©iefe SJtaterie

ift gegenmärtig georbnet burcl) baë ©eïret bom 2. $uli
1879, beffen llnjulänglicfjteit feit langet 3eit anertannt
ift, tnie eë bie zahlreichen Petitionen an ben ©rofjen
Stat bejeugeu, melche bie Stebifion beëfelben bedangen,
ffnbem $f>nen bie Polizeibireïtion ben ©ntrourf eineê
neuen ©eïreteë bortegt, glaubt fie Stpien SOtotibe ber
non il)r beantragten Slbänberungen in ^ürje auëeinanber=
fetjen ju foUen.

I.
Die ffrage ber polijeiftunbe hat îd)on fiele @rörte=

riingen beranlafjt. ©aë ©eïret bom 2. $uli 1879 hatte
fie auf 11 111)1' abenbë feftgefe^t, jebocl) gleid)zeitig ber

Regierung bie Pefugnië bcrlieljen, biefelbe für einzelne
©rtfdjaften zu beriängern, mo bie Perljältniffe bieë
)uünfrf)bar machen mürben. Sdjon im folgenben $al)re
hob aber ber ©rofje Stat biefe Peftimmung mieber auf
unb boë SDetret bom 17. SJtärz 1880 fe|te für alle Ort=
fchaften ohne Sluënahme bie Sd)liefjungêftunbe ber SBirt=
fchaften auf Ptitternacht feft. ©ie Nachteile biefer 9Dlafj=

regel machten fich feljr halb fühlbar; eë erhoben fid)
zahlreiche klagen, namentlid) im 3ura, meld)e bie fpäte
Schliefjung ber SBirtfdjaften alë eine Urfac^c ber ©emo=

ralifation für bie lânblidje Pebôlïerung bezeichneten.
Ilm einem bom ©rofjen State genehmigten Slnjuge ?ÇoIge

Zu geben, legte bie Stegierung am 5. ffebrnar 1891 einen

©eïretêentmurf bor, meldher ben ©emeinberäten baë Stedjt
einräumte, bie Sdjliefjungëftunbe ber Söirtfchaften bon
10 llhr bië SJtitternacht feftzufetjen. ©er ©rofje Stat, ber
baë Prinzip biefeë ©etreteê angenommen hatte, tarn jebod)
auf feine bezügliche Sdpufjnahme zurüd unb mieö ben

Sntmurf an bie Stegierung zurüd zu neuer Prüfung.
SJiittlermeile ftellte baë 20irtf<haftëgefe| bom 15. v)uli
1894 eine Siegel auf, beren Slnmetibung zu fiebern eê

bem ©rofjen State überlief). Saut § 26 biefeë ©efeijeë
foil bie polizeiftunbe auf fpâteftenê 12 Ul)r feftgefetjt
merben ; allein bie Stegierung ïann Sluënahmen geftatten.
©er ©rofje Stat hat bemnach bie SDÖaht ztuifchen gtnei

Söfungen : er ïann entmeber, mie eë bie patriotifdje Siga
gegen ben Sllïoholiêtnuê oerlangt, bie Sd)liefjungêftunbe
ber 2Birtfd)aften auf 11 Uhr zurüdfteßen, borbehältlich
Sluënahmen für grojje Drtfdjaften, grembenï)otetê u. f. m.,
melche bie Sd)tiefjimgëftunbe auf fpâteftenê 12 Uhr bor=
rüden ïônnten; — ober aber, er ïann bie polizeiftunbe
auf SJtitternacht feftfejjen unb babei ber Stegierung baë
Stecht einräumen, fie für biejenigen £)ttfd)aften, bie eë

bedangen, auf einen frühem .geitpunït feftzufetjen.
SBir glauben biefe letztere Söfung empfehlen zu foßen.

©aë erftere Spftem märe mit ben nämlichen Stachteilen
berbunben, bie ben ©rofjen Stat beranlafjt haben, bie

betreffenben Peftimmungen bom 2. Suti 1879 abju=
änbern; man ïann bemnach fagen, bah bie Erfahrung
biefeë St)ftem gerichtet hat. ©ie Söfung, bie mir bean=

tragen, bietet ben Porteil, bah fie eine ollgemeine Siegel
auffteßt, bon metcher in einem einfehräntenben Sinne
nur abgegangen toirb, menn bie zunädjft Peteiligten felbft
eê bon ber Regierung berlangett. Sie toaljrt baë Prin=
Zip ber ©emeinbeautonomie unb führt nicht zur PHtlïûr,
ba bie ©emeinbebehörben ja offenbar am beften in ber

Sage finb, bie ,3medmâfjigïeit einer fold)en SDtahregel



Zu beurteilen, für Weldje fie bie SSerantroortlidjleit auf
pdf neunten. Gg ift audj nidfjt mal)rfd)einlich, bafj bie
Getneinben bon biefer iljnen eingeräumten ©efugniê einen
jutoeitge^enben Gebraud) madden toerben, unb übrigeng
bleibt eg ber Regierung immerhin antjeimgeftellt, iljre
Genehmigung zu berweigern ober fie nur mit Porbehälten

ju erteilen, Wenn bie llmftänbe eg erforbern.

II.
Stadj ber SBorfdjrift beg § 26 beg neuen 20irtfcf)aftë=

gefeijeg foE ein Setret zur GinfCljrdnlung ber öffcnt=
lichen Sanzgelegenljeiten unb übrigen öffentlichen 3Mufti=
gungen erlaffen îoerben. 3ahlreiche Petitionen f^rec^en
ben nämlichen Sßunfcf) aug; biefelben gehen aug bon
Ginmohner» unb ßirdjgemeinbebehörben, bon Arbeiter»
bereineu, -ïJtûfjigleitggefeEfchnften u. f. to. ©elbft ein
SBirtebercin hot ftc£) in biefem ©inne auggefprodjen.
Sie tßerminberung ber öffentlichen Sanjgeîegenheiten
entfpricht mithin einem allgemein tonftatierten SBebiirfniffe.

Stach ben gegenwärtig geltenben Seftimmungen tonnen
bie Aßirte jährlich fedjë SanzbeWiEigungen für bie be=

ftimmten orbentlidjen üEanjtage erhalten gegen eine Ge=

büljr bon je ffr. 5, ferner fieben aufjerorbentlicfje $ewit=
liguugen, toobon brei zu je ffr. 5 unb bier ju je ffr. 20
Gebühr. Um ein ridjtigeg Ptajj einzuhalten, beantragen
mir, bie aufjerorbentlicpen SanzbeWiEigungen faEen ju
taffen unb jebem Söirte jährlich nur noch 39enjtHi=

gungen ju erteilen, äöir holten eg aud) für zmedmafjig,
feine aEgemeinen „Sanzfonntage" mehr feftgufe^en, fon=
bern eg ben Stegierunggftatthaltern ju überlaffen, bie
SeroiEigungen je nach ben Sßünfdjen ber töirte unb ben

GeWotmheiten ber Gegenb ju erteilen. SJian lattn auf
biefe äüeife bie öffentlichen Sanzbefuftigungen zeitlich
mehr »erteilen unb jene ftarfen Anfammlungeti bon
jungem Solle an beftimmten Sagen bermeiben, Welche
eine ber ^»aupturfadjen ber bon ben ermähnten Petitionen
herborgehobenen Uebelftänbe finb.

Um einem bon mehreren Gemeinbebehörben nugge=
fprodjenen SBunfcpe ^Rechnung zu tragen, beantragen mir
ferner, bah bie jährliche 3ot)l ber Sanzbemifligungeti auf
bie |>älfte foE h«t'obgefe|t merben fönnen in benjenigen
©rtfdjaften, für weldje ber Gemeinberat eg bom Stegie=

rnnggftatthalter betlangt. Siefe Seftimmung roirb ben
Gemeinberäten geftatten, gemiffen Uebelftänben zu fteuern,
gegenüber weldjen fie higher machtlog mnren.

jfm meitern hoben mir bie Gebühr für eine Sanz=
bemiEigung bon ffr. 5 auf ffr. 10 erhöht. Sine Gebühr
bon ffr. 20, mie fte bie Siga gegen ben Altot)oligmug
berlangt, fCpeint ung zu hDCh 3U foirt. Gbenfo glaubten
mir auch ben anbern SorfCplag biefer GefeEfcpaft niCpt
annehmen zu foEen, bafj bie Gebühren für bie Sartz»
bemiEiguugeu ber Armentaffe ber Getncinbe zufoEen foEen.
SîiCpt, bah tbir ben Gebauten an fidj beldntpjen, ber ung
berechtigt zu fein fcheint; aEein bie AitWenbung begfelben
märe berfrüljt. StaCp unferer AnfiCpt Wirb biefe ffragc
beffer in einem erweiterten ©inne gelöft merben burCp
bag neue Armengefep, Welcheg bestimmen tann, bah ein

gemiffer Seil ber Ginnahmen bon fämtlidhen öffentlichen
Seluftigungen borroeg zu Gunfteu ber Armen abgegeben
werbe.

III.
Sie Serminberung ber mufifalifdjen unb fonftigen

Aufführungen in ben SöirtfCpaften ift aug ben nämlichen
Beilagen zum Tagblatt des Grossen Rates. 1896.

As 8 — 21

Grünben geboten unb roenigftenê ebenfo notmenbig, alg
bie GinfCpränfung ber öffentlichen Sanzgelegenheiten. Sie
Saht ber fogenannten « cafés chantants », „SingeU
Sänget" u. bergl. nimmt feit einigen fahren in beun=

ruhigen ber Aöeife zu unb in gemiffen Ortfdjaften Wirb
balb auch bie tleinfte ©Chente „fiünftler" berufen, um
Gäfte anzuziehen ober fie bei fiCh zurüCtzuhalten. Sie
Äunft ift biefen Probuttionen fremb, roelChe auf bie Sänge
einen bemoralifierenben Ginfluh auf bag publitum aug=
üben, Währenb fie gleichzeitig bie GutmiCElung unferer
SiebhabergefeEfChaften beeinträchtigen, bie im allgemeinen
berbieneit, ermutigt zu merben. Plan tann biefen Unfug
auf ztoei äöegen betämpfen, inbem man nämlich einer=

feitg bie 3opl ber ^Bewilligungen einfehräntt unb anberer=

feitg bie Gebühren erhöht. äBir glauben, man foEe biefe
beiben Glittet bereint anWeuben. SBir beantragen folgenbe
SItafjregeln.

Sie SeWtEigungen mürben nicht mehr burch bie £)rtg=
polizeibepörbe, fonbern burd) ben Stegierunggftattpalter
erteilt, Welcher immer bag Stecht hätte, fie abzufragen.
Ser nämlichen SBirtfCpaft lönnten jährlich nicht mehr
alg zehn SewiEigungen erteilt merben. Ser Söirt hätte
für jebe SeWiEigung eine Gebühr bon ffr. 5 big ffr. 10

Zu bezahlen, abgefeljen bon bem für ben Gewerbebetrieb
im Umherziehen erforberlicpen Patente.

Um ben Sebürfniffen unb Gewohnheiten beg publi=
fumg SteCpnung zu tragen, mürben ben Gafinog, ©ommer=
theatern u. bgl. burCh bie potizeibireftion fpezieEe Se=

miEigungen erteilt Werben fönnen. Gbenfo Wäre eine

Augnapme z" machen für bie Gafthöfe auf ben ffremben»
pläpen. GnbliCh hätten bie SiebpabergefeEfdjaften für
ihre Aufführungen Weber SewiEigungen einzuholen, noch
Gebühren zu bezahlen.

äöir finb überzeugt, bafj bie Anmenbung biefer sJJlafj=

regeln bie SBirfung hätte, einem Uebel ein Gnbe zu
machen, über melcpeg allgemein getlagt wirb, unb bie

Gntmidlung unb ben fforlfChritt unferer SiebpabergefeE*
fepaften zu begünftigen, mie fie zugleich ben GefChmad
beg publifumg berebeln mürben, ohne ben 3erftreuungen,
an Weldje bie Sebölterung gewöhnt ift, ihre Anziepungg»
fraft z" nehmen.

IT.

Sie gegen SBiberljanblungen angebrohten ©trafen
finb berfdjärft morben nach k'em Seripättnig berjenigen,
meldje bag Gefeh bom 15. jfuli 1894 borficht. Sag
SJtinimum ber Pufje für bag Ueberroirten mürbe bon
ffr. 5 auf ffr. 10 erhöht unb bag iötajimum bon ffr. 20
auf ffr. 50, ebenfo bag Su&mafimum für 2öiberl)anb=
lungen gegen bie SSorfdjrtften über bag öffentliche Sanzen
hon ffr. 30 auf ffr. 100. Sßir holten bafür, bafj biefe

©traffdjärfungen bem Geiftc beg neuen äöirtfdjaftggefeheg
entfprechen.

äöir bitten ©ie bemnad), bem Grofeen State ben nach»

ftehenben SelretgcntWurf zur Genehmigung empfehlen zu
moEen.

95ern, 1. Auguft 1895.

Ser polizeibireltor:
©tücfmar.

6*
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0jcmetitfauter fittumrf
bed ^legierungdrated unb ber ^tommtflioit

bom 27./29. Januar 1896.

Pcâret
über

bte Sllivtfdjitfteipolipi.

3>cr fârofse "gtat bes gantons "gScrit,

tri 9luSfül)rung beS Slrt. 26 beS ©efeßeS über baS

3öirtfd)aftSwefen utib bett §anbei mit geiftigen ©etränlen
Dont 15. Suli 1894,

auf ben Eintrag beS ïïtegierungSrateS,

b ef fließt :

I. (Deffmtugs- unît Sfiljliefjuugsllunöe ber |Wirt|rljafhMt.

§ 1. Sie 35ßirtfd)aften bürfen bon 5 Ußr morgens an
offen gehalten werben.

§ 2. Sie ©djließungSftunbe ift auf 12 Uffr nachts
feftgefeßt. ©ie lann feboch burdj Befchluß beS ÜtegievungS»
rates bis auf 10 '/a Uljr abenbS prüdgefteEt Werben für
biejenigert Ortfdjaften, Weldje eS burd) baS Organ beS

©emeinberateS ober ber ©emeinbeberfatnmlung berlangen.
SIEe 2öirtfd)aftsloEaIitäten foEen p ber für bie

Schließung ber SBirtfdjaft borgefdfriebenen ©tunbe bon
ben ©äften berlaffen unb gefdjloffen Werben.

§ 3. Bon obigen Söorfdjriften ftnb ausgenommen:
1. Sie im £jaufe felbft Beherbergten;
2. gefdjloffene ©efeEfdjaften bei Sttilaß bon gamiliem

feften.
Slußerbem tonnen bie SiegierungSftatthalter auf be=

fonbereS ©efud) Vereinen, ©efeEfdjaften, Bel)örben auS=

naljmSWeife fogenannte ffreinadjtbeWiEigungen unter Bor=
bêlait bon Stuße unb Drbnuttg erteilen. Sluf biefen
Bewilligungen ift bie ©tunbe für baS Berlaffen ber sü3irt=

f<haft genau anzugeben, uitb eS finb bie tßolijeiangefteEten
babon in Kenntnis p fetsen. ffür jebe folc^e Bewilligung
ift eine ©ebüljt bon 2 ffr. p entrichten.

§ 4. Ser StegierungSftatthalter ift befugt, für 2Birt=
fcßaften, welche p ßtagen Slnlaß geben, bie OeffnungS=
ftunbe auf 7 Uhr morgens unb bie ©chließuugSftunbe
auf 9 Uhr abenbS feftjufe^en.

II. fus üEuitjcu.

§ 5. Deffeittlidjer Sait} in beu Söirtfchaften barf nur
mit Bewilligung beS StegierungSftatfhalterS ftattfinben.

3'ür jebe foldje Bewilligung ift eine ©ebühr bon
ffr. 10 p entridjten.

§ 6. ,tein Söirt lann im gleiten $al)r mehr als fedjS
San}bewiEigungen erhalten. Siefe 3«hl ift auf ^ie fjälfte
herabpfeßett in benjenigen Ortfd^aften, für welche ber
©emeinberat eS beim StegierungSftatthatter bedangt. Sie
Regierung ift befugt, für bie einzelnen SanbeSteile eitt=

heitliche Sanjtage p beftimnten.
ffür bie hohen ffefttage Oftern, ^3fingften, Bettag uttb

Sßeihncuhten, fowie für bie biefen ffefttagen borauS=
gehenben acht Sage bürfen gar teine SanjbeWiEigungen
erteilt werben.

§ 7. Sie Bewilligung foH jebem Blirte abgefchlagen
Werben, ber feit Weniger als einem ^affre ohne BeWiHi=

gung hat tanjen laffett. Ser StegierungSftatthalter lann
ferner bie Bewilligung bettfenigen SBirien abfd)Iagen,
beren Söirtfdiaft p begrünbeten ßtagen Slnlaß gegeben hat.

§ 8. Sie StegierungSftattßalter lönnen ferner an ge=

fd)loffene ©efcllfchafteu Sanjbewilligungen erteilen gegen
Entrichtung einer ©ebühr bon ffr. 5. ffeber Berein hat auf
bie Empfehlung ber OrtSpolijeibehörbe baS Stecht auf
WenigftenS eine SanjbewiEigung im ^atjr. ES ift aber
unterfagt, folche San}betuftigungen als öffentliche belannt

p machen. Sie StegierungSftatthalter lönnen übrigens bie

San}bewifligung benjenigen Beceinen abfchlagen, welche
ein früheres Btal bie BeWiEigung in mißbräuchlicher
SBeife benußt ober babei falfdfe eingaben gemacht haben.

§ 9. Bei mititärifdjen Hebungen bürfen San}bewiEi=
gungen nur im SinberftänbniS mit bem lommanbierenben
Officer erteilt werben.

§ 10. Bon jeber erteilten San}bewiEigung, welcher Slrt
fie fei, foE ber StegieiungSftatthalter unberpglicß ben be=

treffenben s-ßoli}eiangefteEten Kenntnis geben.

§ 11. Sin öffentlichen San}tagen barf bon 3 Ul)ï
nachmittags bis 12 U|r nad)tS getankt werben; ben

betreffenben äßirtfcfiaften lann jebod) au biefen Sagen
leine fogenannte ffreinadjtSbewiEigung erteilt werben.

§ 12. ,3n ben Iturhäufern unb ffrembenpenfionen ift eS

wätjrenb ber fogenannten ffrembenfaifon geftattet, nach
Vorheriger Slnjeige au ben StegierungSftatthalter, ohne Be=

phtung einer ©ebühr, unter ben ©äften San^beluftigungen
abphalten. Seboch ift eS unterfagt, biefelben öffentlich
belannt p machen.

§ 13. Sen $inbern im fchulpflichtigen Sllter ift ber Sutritt
p öffentlichen Saujbeluftigungen gänjlid) berboten. Sie
Söirte finb für bie Beobachtung biefer Borfdfrift ber=

antwortlich.

III. |(cbi*igc iifeittlictje §clu|iig«ngcit.

§ 14. Blufilaufführungen, .Honjerte, ©chauborfteEungen
n. bgl. bürfett p ErWerbSjWeden in Söirtfdjaften nur mit



SeWilligung beS sJtcgieruugSftattialterS ftattfinben, weldje
nut auf ben empfeï)Ienben Sériât bet DrtSfwlijeibeiorbe
erteilt werben foil. Ser StegierungSftatti)alter Ijat immer=
t)in baS Stecht, bie SewiHigmtg abjufdjlagen.

Ser SBirt l)at für febe foldje SewiHigung eine ©e=

büt)r bon ffr. 5 ju bejahten, abgefeiert bon ber itn patent
beftiinmten Saje, mit Welkem bie Éuffûirenben berfe^en
fein muffen.

(für bie ioljen ffefttage unb ben Sorabenb berfelben
tonnen feine 3luffül)rungen unb öffentlichen ©piele, weldje
einen Srwerb bejweden, mie über^aufit feine SoltS=
beluftigungen in ober bei ben SBirtfdjaften bemiltigt
Werben.

§ 15. Slufifauffüirungen, Äonjerte, ©d)auborfteüungen
u. bgl. bürfen in ben SBirtfdjaften abettbS bon 7 bis
10Va ÏWjr ftattfinben.

§ 16. @S tonnen nicht me^r als jeljn SeWilligungen
int gleichen 3aire für bie nämlidje SBirtfdjaft erteilt
werben.

§ 17. Sie Spolijeibirettion tann ben ßafinoS unb anbern
äbnlidjen, unter ber Kontrolle ber DrtSbeiörbe fteienben
SBirtftiaften, fowie ben ©aftiöfen auf ffrembenf>lä|en
eine fpejielle ^Bewilligung erteilen, beren Sebirtgungen fie
auf ben Sentit beS StegierungëftattialterS feftfetjen wirb.

§ 18. Sie SBirte iaben au<i für alle anbern Selufti=
gungen, ju Welmen fie öffentlich einlaben ober einlaben
laffen, bie ^Bewilligung beS fKegierungSftattialterS, für
welcie eine ©ebüir bon ffr. 5 ju bejailen ift, nadj=
jufudjen, borbeialtert bie (fülle, auf Weltie bie Seftitm
mungett beS ©efetjeS über baS ©fielen Slnwenbung finben.
Ser Éegierungêftattialterîann bie SewiHigung abfdjlagen.

§ 19. Sie borfteienben Seftimmungen betreffenb bie

$onjerte, Slufilaufffflljrungen, ©ciauborftellungen u. bgl. in
ben SQßirtfchaften finben nur SlnWenbung auf bie geWerbS»
mäßigen $ruf>f>en unb .flüuftler. Ste£tebl)abergefellfd)aftett,
wie Sledjmufiten, ©rdjefter, ©efangbereine, Surnbereine
u. f. w., unb bie einzelnen ßünftler, Weltie nicht 311 f)er=
fönlicherr (SrWerbSjWeden, fonbern für bie 3lnneimlid)!eit
beS ipublitumê ober ju einem woiltiütigen $wede Slufs
füirungen geben, fallen nitit unter biefe Seftimmungen.

JV» 8 — 23

Sie ©trafbeftimmungen ber Slrt. 45, 3iffer 2, unb
46 beS ©efefjeS über baê SBirtfd)aftSwefen finben aud)
Slnwenbung auf bie SBiberianblungen gegen bie Seftim=
mungen beS gegenwärtigen SetreteS.

§ 21. SaS gegenwärtige Setret tritt auf ben 1. 3uli
1896 in Äraft.

Sluf biefen ^cttfjunft Werben alle bamit in 3Bibcr=

fprudj fteienben Seftimmungen aufgeioben, namentliti:
SaS Setret bom 2. heumonat 1879 über bie Oeff=

nungS= unb ©djlieffungSftunbe ber SBirtftiaften, über
baS Sanken unb bie übrigen öffentlichen Setuftigungen
in ben SBirtfdjaften ;

ber Sefdjluff bom 17. -Dlärj 1880 betreffenb bie

teilweife Slbänberung beS borangefüirten SetreteS bom
2. fpeumonat 1879;

bie Serorbnung bom 20. Körnung 1880 betreffenb
bie Sanjtage.

Sern, ben 23./25. 3anuar 1896.

3m Flamen be§ StegierungSrateS
ber üßräfibent

Dr. ©obcit,

ber ©taatSfdjreiber
ItiHler.

5lamen§ ber ßomtniffion
ber Sßräfibent

Jsell'er-'giUirçji.

IY. |ttraf- mtb gfdjiufk|timtttmtgen.

§ 20. SBiberianblungen gegen bie Seftimmungen beS

Slrt. 1 Werben mit einer Suffe bon ffr. 10 bis ffr- 10°
beftraft. Sie ©äfte, Wellie auf bie Slufforberung beS SBirteS
ober eines ißolijeiangeftettten fiti nati ber ©djlieffungS=
ftunbe nitit entfernen, herfallen in bie gleite Suffe,
unbeftiabet ber SlnWenbung ber Slrt. 76 unb 95 beS

©trafgefejjbudjeS in fiiwerem ffäHen.
SBiberianblungen gegen bie Seftimmungen beS Slrt. 2

werben mit einer Suffe bon ffr. 10 bis ffr. 100 beftraft;
nebft ber Suffe ift ber SBirt immer audj jur Sejailung
ber in Slrt. 2 borgefeienen ©ebüiren ju bernrteilen.

SBiberianblungen gegen bie Seftimmungen beS Slrt. 3
Werben mit einer Suffe bon ffr. 10 bis ffr. 100 beftraft;
aufferbem ift ber SBirt immer au<i jur Sejailung ber
in Slrt. 3 borgefeienen ©ebüiren ju berurteilen.



Entwurf des Regierungsrates.

Dekret
über

die Vollziehung der Uebereinkunft zwischen den Kantonen

Bern und Neuenburg betreffend die Berichtigung

der Kantonsgrenze längs der obern Zihl, vom

15. August 1894, vom bernischen Grossen Bat

genehmigt am 26. Februar 1895.

(Januar 1896.)

Der Grosse Rat des Kantons Bern,

in Ausführung der Uebereinkunft zwischen den
Kantonen Bern und Neuenburg betreffend die Berichtigung
der Kantonsgrenze längs der obern Zihl,

nach Mitgabe von Art. 63 der Staatsverfassung,
auf den Antrag des Begierungsrates

beschliesst :

Art. 1. Der ganze Abschnitt beir Zihlbrücke zwischen
dem neuen Zihl-Kanal und dem alten Zihl-Bett mit den
darauf stehenden Schloss- und Wirtschaftsgebäuden wird
der Einwohnergemeinde Gals zugeteilt.

Art. 2. Die Besitzung Rothaus (maison rouge) zwischen
Zihl-Kanal und Neuenburgersee wird der Einwohnergemeinde

Gampelen einverleibt.

Art. 3. Der infolge Zurückgehens des Neuenburger-
sees am nordöstlichen Ufer desselben entstandene, nach
der Uebereinkunft zum Kanton Bern gekommene Strandboden,

welcher dem Staat Bern gehört, fällt, soweit
er an die Gemeinde Gampelen anstösst, an diese und
soweit er an die Gemeinde Ins angrenzt, an die letztere.

Art. 4. Die von Bern dem Kanton Neuenburg
abgetretenen, auf der linken Seite des Zihl-Kanals
gelegenen Gebietsteile, hauptsächlich im sogenannten
Grissachmoos bestehend, werden von den betreifenden
Gemeinden Gals und Gampelen abgetrennt.

Art. 5. Dieses Dekret tritt sofort in Kraft; der
Regierungsrat wird mit der Ausführung desselben
beauftragt.

Bern, den 30. Januar 1896.

Im Namen des Regierungsrates

der Präsident
Dr. Gobat,

der Staatsschreiber
Kistler.
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Portraa öet Militärbirrhtioit

an bett ^Regierung^rat be3 ^autoitö $ent p Rauben be£ ®ro$en $Rate3

Betreffenb

Ibattberung be* iekret*

über

bie (£tttfd)äbigitttg bet? 3Rintärfrei$«$$ertt)ftftitttg«

2tpril 1896.

§err ïïtegierungêprâfibent,
§erren 9tegierungSräte,

Sie gegenwärtigen ©itfdjäbigungen ber SettionSchefS
werben wie folgt berechnet:

1. Bureauentfchäbigung : je gr. 30 per Settion.
2. üßer Äopf ber männlichen Bebölferung: 10 9tp.
3. Sjler eingetriebenen Sajpflichtigen : 10 3tp.
4. BtititärfteuerbejugSgebühr approjimatib 3 % ber

eingegangenen ÜJUlitärfteuern.
©ne 3tebifion ber Befolbungen wirb feweiten geflößt

auf baS IRefuItat ber eibgenöffifchen BoltSjählung öor=

genommen ; für bie @ntfd£jäbigung für ben 9Mitärfteuer=
bejug auch gelegentlich bei Slufftettung beS BoranfcßlagS,
wenn im Borjahre bebeutenb mehr Steuern gegen früher
abgeliefert worben ftnb.

2luf ®runb obiger Beftimmungen würben bie Befol=
bungen ber SettionScfjefS jum leßtenmale unterm 12. $mti
1889, geftüßt auf baS ©gebniS ber BoltSjähtung oom
Sejember 1888 unb gemäß ïtrt. 3 beä erwähnten Settels
bom 22. Söintermonat 1880, bom IRegierungSrate feft=
gefeßt.

sÄußerbem begießen bie SettionSchefS für baS 95ei=

Wonnen bei ^nfpeftionen, ütefrutenauShebungen unb
ähnlichen Sienftantäffen ein Saggelb bon gr. 4. —, ba=

gegen leine üleifeentfcßäbigung en.
Beilagen zum Tagblatt des Grossen Rates. 1896.

Surch petition bom 15. îtobember 1892 haben bie
bernifchen SettionSchefS baS ® e f u cfj gefteHt :

1. Sie feien in gufunft per Äopf ber männlichen
Bebölferung ber betreffenben ©emeinben mit 20 9tp.
ftatt bisher mit 10 3lp. ju entfdhäbigen unter
Beibehaltung ber bisherigen BeiugSgebührett an
ber Btilitärfteüer.

2. @S feien bie Saggelber für Beiwohnung bei mili=
tärifdjen gunttioneu auf fÇr. 7. — ju erhöhen, unb
überbieS feien ihnen bie SranSportauSlagen jurücf=
jubergüten.

Sem erfteren Begehren tonnte otjne Ulebifion beS

SetretS bom 22. äöintermonat 1880 burdh angemeffene
©Ijöhung beS bezüglichen BubgettrebitS entfprocßen werben,
©nige offentunbigc IlubiHigteiten laffeit fich auch innerhalb
beS gegenwärtigen BubgettrebitS abftellen, ivtbem bon bem

feßigen $rebit für Befolbungen ber SeftionSdjefS jährlid)
einige £>unbert ffranlen übrig bleiben.

®S ift tlar, baß bei bem gegenwärtigen BerechnungS=
mobuS Ungleichheiten jwifdjen einzelnen Settionen nicht
bermieben werben tönnen; eine Seltiou j. B. mit einer
größeren tanbwirtfchaftlichert ftabilett Bebölfecung hat
unter llmftänbeu eine bebeutenb geringere Slrbeit an 3Jiuta=
tionen als eine Heinere Settion mit inbuftrieHer, mehr
flottantcr Bebölterung. Bei einer IRebifion ber ©ttfd)äbi=
gungen ber SettionSchefS wirb unbebingt ber gattor ber

7
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„Mutationen", b. ß. bet Hauptarbeit biefcr Beamten,
meßr berüdficßtigt merben müffen. Sinige ju Sage ge=

tretene aHju große Ungleichheiten finb auch "n Saufe
ber gaßre burcß mäßige (Srßößungeit ber (Sntfcßäbigung
für ben Mititärfteuerbejug einigermaßen ausgeglichen
morben. @S läßt ficß in biefer fpinficßt nocß ein meitereS

tßun, ba, mie bereits bemertt, auf ber betreffenben ütubrit
ftetS ein Heiner berfügbarer Ärebit borßanben ift. Sei
einer angemeffenen Erhöhung biefeS firebits im jährlichen
Soranfcßtag tönnte bem Segeïjren nm 31ufbefferung ber

Scfolbung ber ©ettionScßefS, menn auih nictjt in bem

Maße, mie eS berlaugt mirb, entfprocßen unb bon galt
ju galt ben befteßenben Serßältniffen Rechnung getragen
merben.

35er jmeite Seil ber Petition ber ©ettionScßefS jebocß,
bie 6rßöhung ber Saggelber unb bie Seroilligung bon
9teife= unb SranSportentfcßäbigungen läßt fiel) nicht oßne
Slbänberung beS SetretS bom 22. Söintermonat 1880
bureßfüßren, ba ber 3lrt. 2 beSfelben auSbrüdticß in
litt, a nur ben ÄreiStommanbanten 9teifeentfcßäbigungen
jubiHigt unb in litt, b bas Saggelb für Seimoßnung
ber ©ettionScßefS an militärifcßen gunttionen auf gr. 4
normiert.

9tun betrachten mir aber biefen jmeiten Seil be§ Se=

geßrenS ber ©ettionScßefS alê unbebingt bringlicßer ïlatitr
unb boßftänbig gerechtfertigt. 2)aS gegenmärtige Saggelb
ber ©ettionScßefS ift in ber Shat ungenügenb unb reicht
in ben meiften gälten nicht einmal fin. nm ihre effet*
tiben SarauSlagen für Setöftigung ju beden, fo baß
biefen Seamten an foleßen Sagen, abgefeßen bon bem

•Seitbertuft, noch ©elbopfer jugemutet merben, maS bei

ißrer feßr befeßeibenen fonftigen Sefolbung eine offenbare
Unbilligkeit ift.

3luf ©runb biefer Srmägungen beehren mir unS,
gßnen uachftehenben Êutmurf gur gcfl. ©eneßmtgung
unb Ueberloeifung an ben ©roßen 3tat ju empfehlen.

Sern, im 3lpril 1896.

3)er 35ireftor beS Militärs ad interim:
n. Pßttembtfi.

ÖBittururf tos glcgimmgsratrs.

peftret
betreffenb

^büttteruntf tos Dekretes ntuu* Me (#ni-

frirftMpttg ber pilitürknübumituUmtn.

fer ©roße |lat bes $anions fern,

auf ben Eintrag beS UtegierungSratcS,

befeßließt:
31 rt. 2 beS SetretS betreffenb bie Gsntfcßäbigung ber

MilitärtreiSbermattung ic. bom 22. 2öiittermonat 1880
mirb abgeänbert, mie folgt:

3lußerbem begießen:

a. 35ie ÄreiStommanbanten für bie Seimoßnung
bei Mufterungen unb gnfpettionen, 3tetrutenauS=
ßebungen, Sajationen ein Saggelb bon 10 granten.

b. Sic ©ettionScßefS für bie Seimoßnung an ben

nâmlidjen Sienftanläffeu ein Saggelb bon 5 granten.
c. 35ie ÄreiSfommanbanten unb ©ettionS*

djefS eine Dteifeentfcßäbigung bei ben genannten
35ienftanläffen bon 10 Ütappen per Kilometer, mo
ßifenbaßn unb Sampffcßiff benüßt merben tonnen
unb bon 20 Etappen per Kilometer, mo bieS nid)t
ber galt ift, unb gtoar fomoßl für bie Hiit= mie

für bie 3tüdreife.

Siefer Sefcßluß tritt auf 1. ganuar 1897 in firoft.

Sern, 29. 31prit 1896.

gm Tanten beS StegicrungSr ateS
ber ißräfibent
Dr. (&oßaf,

ber ©taatSfcßreiber

ftißlcr.
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Strafnachlassgesuche.

(Mai 189 G.)

1. Leu, Johann, Landwirt, geboren 18G7, und Acbi,
Jakob, Albert, Brenner, geboren 1872, beide von
Nieder»,rasswyl, wohnhaft zu Seeberg, sind am 21.
Dezember 1895 vom Amtsgericht Wangen schuldig
erklärt worden der Misshandlung im Raufhandel begangen
dadurch, dass sie den Knecht Gottfried Fliickiger, der
am Abend des 28. April 1895 auf einer Bank vor einer
Wirtschaft zu Rietdwyl schlief, ohne Anlass thätlich
angegriffen und ihm durch Schläge mittelst eines gefährlichen

Instrumentes mehrere Verwundungen, worunter
eine schwere am rechten Ellbogengelenke, die eine
mehrwöchentliche Behandlung im Inselspital erforderte,
beigebracht hatten. Leu wurde zu vier Monaten
Korrektionshaus, abzüglich 55 Tage Untersuchungshaft,
der Rest umgewandelt in 32 Tage Einzelhaft verurteilt,
Aebi erhielt 40 Tage Gefangenschaft, abzüglich 35 Tage
ausgestandener Untersuchungshaft. Der Civilpunkt war
im Laufe der Untersuchung durch Ausrichtung einer
Entschädigung von Fr. 500 und Uebernahme der Arzt-
und Untersuchungskosten erledigt worden. Beide suchen
nun mit Empfehlung des Gemeinderates von Seeberg
bei dem Grossen Rate um Erlass der noch zu ver-
büssenden Freiheitsstrafe nach, wobei sie zur Begründung

ihres Gesuches den Vorfall in einem für sie
möglichst günstigen Lichte darzustellen suchen. Nach dem
vom Gericht festgestellten Thatbestande ist Leu der
Urheber der Hauptverletzungen, indem er bewiesener-
massen dieselben durch ein gefährliches Instrument
beigebracht hatte. Aebi hat sich hauptsächlich in der Weise
beteiligt, dass er den von Leu widerrechtlich angegriffenen

Flückiger gewaltthätig festhielt, damit Leu um
so besser auf denselben losschlagen konnte. Das
Gericht gelangte auf Grund des gerichtsärztlichen
Gutachtens zur Ansicht, das die verübte Misshandlung hart
au die mit Zuchthausstrafe bedrohten strafbaren
Handlungen grenze und die Thäter es am wenigsten ihrer
Rauflust zu verdanken hätten, dass der Straffall nicht
zu peinlicher Beurteilung gelangt sei. Das Gericht schloss
die Motivierung seines Urteils mit der Erwägung, dass
derartigen groben Misshandlungsfällen nur dann mit
Erfolg entgegengewirkt werden könne, wenn seitens
der Gerichte mit aller Strenge vorgegangen wird. Der
Regierungsrat muss dieser Auffassung des Gerichtes
ebenfalls beipflichten und darum vermag er im Gesuche
der beiden Petenten keinen genügenden Grund zu er¬

blicken, der den Nachlass der ausgesprochenen Strafe
rechtfertigen könnte.

Antrag des Regierungsrates: Abweisung.
» der Bittschriftenkommission: id.

2. Flüchiger, Alfred, von Auswyl, Landwirt, zu Wyss-
bach, geboren 1873, wurde am 23. Dezember 1895 vom
Amtsgericht Aarwangen wegen fahrlässiger Tötung
und wegen Jagdfrevel, begangen zur geschlossenen
Jagdzeit, zu 30 Tagen Einzelhaft und einer Geldbusse
von Fr. 140, ferner zur Bezahlung einer Entschädigung
an die Civilpartei von Fr. 600, sowie zu Fr. 257 Kosten
an den Staat verurteilt. Nachdem vom Gericht
festgestellten Thatbestand hat Flückiger die fahrlässige
Tötung dadurch verschuldet, dass er Sonntags den 5.
Juni 1895 eine zur Jagd auf einen. Raubvogel
mitgenommene Flinte nebst Munition im Walde zu Wyssbach
in unvorsichtiger und nachlässiger Weise dem
zehnjährigen Mädchen Louise Brechbühl zum Zielen und
Hantieren überliess, wobei die Louise Brechbühl eine
Patrone laden und den Schuss abfeuern konnte, durch
den der sieben Jahre alte Knabe Hermann Brechbühl
getroffen und getötet wurde. Flückiger hat seither die
zugesprochene Entschädigung den Eltern Brechbühl,
die sich als Civilpartei gestellt und eine vom Gericht
als weit übertrieben befundene Entschädigungsforderung
geltend gemacht hatten, bezahlt. Die verwirkte
Geldbusse, sowie die Kosten will Flückiger demnächst ebenfalls

bezahlen. Dagegen stellt er in betreff der gegen
ihn ausgesprochenen 30tägigen Freiheitsstrafe zu Händen
des Grossen Rates das Gesuch, es möchte ihm solche,
in Anbetracht seines guten Leumundes, sowie der
besondern Umstände, welche die seinem Verschplden
zugerechnete Fahrlässigkeit herbeigeführt hatten, erlassen
werden, indem er ausführt, dass er durch die ihm
auferlegten finanziellen Leistungen immer noch genügend
bestraft sei, so dass das verletzte Recht an seinem
Ansehen durch Erlass der Freiheitsstrafe nichts ein-
büssen werde. Das Amtsgericht Aarwangen hat in
seiner Sitzung vom 18. Januar abhin das vorliegende
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Begnadigungsgesuch einstimmig empfohlen. Wiewohl
die Verurteilung des Fliiekiger durch Unterlassung der
Weiterziehung in Rechtskraft erwachsen ist, so findet
der Regierungsrat darin doch keinen genügenden Grund,
um sich der vom Gericht für gerechtfertigt erachteten
Befreiung des Flückiger von der Freiheitsstrafe zu
widersetzen. Der Regierungsrat hat daher beschlossen,
der gerichtlichen Empfehlung ebenfalls beizutreten.

Antrag des Regierungsrates : Erlass der SOtägigen
Einzelhaft.

» der Bittschriftenkommission: id.

3. Schilt, Friedrich, von Schangnau, Wagner, zu
Ostermundigen, geboren 1858, welcher am 12.
Dezember 1895 vom Amtsgericht Bern wegen Betrugs,
begangen unter zwei Malen, zu 45 Tagen Einzelhaft
verurteilt wurde, sucht um Erlass dieser Strafe nach,
weil er während der Strafhaft nichts verdienen könnte,
und dadurch seine Familie in Not geraten würde. Nach
dem Ergebnis der Akten erscheint die Strafe für die
von Schilt begangenen Betrugshandlnngen keineswegs
zu hoch. Es wäre deshalb nicht gerechtfertigt, die
Strafe herabzusetzen, nachdem das Gericht, das allen
in Betracht kommenden Milderungsgründen Rechnung
tragen konnte, selber sich nicht veranlasst gesehen hat,
das gesetzliche Minimum auszusprechen. Demnach hat
der Regierungsrat beschlossen, das vorliegende Gesuch
nicht zu empfehlen.

Antrag des Regierungsrates: Abweisung.
» der Bittschriftenkommission : id.

4. Stehler, Hermann, von Busswyl, herumziehender
Säuger und Komiker, geboren 1868, welcher am 13.
November 1895 von der Polizeikammer in Bestätigung
des erstinstanzlichen Urteils des Amtsgerichts Bern
wegen Misshandlung seiner Ehefrau und wegen
Ehebruchs, begangen zu wiederholten Malen, zu 40 Tagen
Gefängnis, zu einer Entschädigung von Fr. 100, und
zu den Kosten des Staates im Betrage von Fr. 159.20
verurteilt wurde, sucht bei dem Grossen Rate um
Erlass der Gefängnisstrafe nach, weil sonst seine zwei
Kinder, für die er sorge, während seiner Strafhaft der
Gemeinde zur Last fallen würden. Sein Gesuch wird
ausserdem damit begründet, dass er alle Schuld an
dem ehelichen Zerwürfnis seiner Ehefrau zuschreibt.
Nach den Akten hat Stehler schon vor Gericht zu
seiner Verteidigung die gleiche Behauptung geltend
gemacht. Allein das Gerieht hat für die Richtigkeit
dieser Behauptung weder in den Akten Anhaltspunkte
gefunden, noch hatte Stehler versucht, dieselbe irgendwie

zu beweisen. Die Misshandlung der Ehefrau Stehler
war eine höchst brutale, sie hatte eine Arbeitsunfähigkeit
von circa 6 Tagen zur Folge gehabt und war mit einem
gefährlichen Instrument verübt worden. Das Gericht
war deshalb der Ansicht, die erstinstanzliche Strafe
sei keineswegs zu hoch bemessen worden. Von Pro¬

vokation seitens der Ehefrau Stebler konnte nach der
Aktenlage keine Rede sein. Vielmehr wird im oberin-
stanzlichen Urteil das Verhalten des Stebler, die
Weibsperson, mit der er ein unerlaubtes Verhältnis unterhielt,
in seine Wohnung zu nehmen, wo sich seine Ehefrau
befand, als ein cynisches bezeichnet. Ueberdies ist
Stebler auch nicht an seiner ersten Strafe, indem er
bereits im Jahre 1890 vom Kriminalgericht Obwalden
wegen schwerer Misshandlung zu fünfzehn Monaten
Zuchthaus verurteilt worden, und ausserdem wegen
anderer Vergehen in Zürich und Bern unter zwei Malen
Strafen von je zwei Tagen Gefangenschaft erlitten hat.
Der Bericht der städtischen Polizeidirektion und des
Regierungsstatthalters lautet nicht günstig. Beide
beantragen Abweisung des Gesuches. Der Regierungsrat
ist ebenfalls der Ansicht, dass unter den obwaltenden
Umständen das Strafnachlassgesuch des Stehler keine
Berücksichtigung verdient.

Antrag des Regierungsrates: Abweisung.
» der Bittschriftenkommission : id.

5. Lovis, François, von Soulcy, Uhrmacher, geboren
1872, und Roth, Elise, von Worb, geboren 1866, sind
am 25. September 1895 vom korrektionellen Richter
von Delsberg verurteilt worden, der erstere wegen
Konkubinat zu 15 Tagen Gefangenschaft und die letztere
wegen Konkubinat und böslicher Verlassung ihrer
unehelichen Kinder zu 25 Tagen Gefangenschaft. Die
Genannten haben an ihrer Strafe bereits drei Tage verbüsst
und stellen nun das Gesuch um Erlass des Restes
derselben. Das Gesuch ist vom Regierungsstatthalter empfohlen

und seine Empfehlung wird damit begründet, dass die
Genannten ihr früheres unsittliches Verhältnis durch
ihre am 20. November 1895 geschlossene Ehe geregelt
haben und Frau Lovis seither auch wieder für ihre
Kinder sorgt. Gemäss der bestehenden Uebung, wonach
in solchen Fällen Nachsicht gewährt wird, hat der
Regierungsrat beschlossen, das vorliegende Gesuch ebenfalls

zu empfehlen.

Antrag des Regierungsrates : Erlass des Restes
der Strafe.

» der Bittschriftenkommission: id.

6. Grütsner, Ernst, von Wynigen, Kondukteur, in Ma-
dretsch, welcher am 25. Januar 1895 vom korrektioneilen

Richter von Biel wegen Uebertretung des
Wirtshausverbotes zu zwei Tagen Gefangenschaft und zu den
Kosten verurteilt wurde, sucht um Erlass der
Gefangenschaftsstrafe nach, indem er anführt, dass er
durch Krankheitsfälle in seiner Familie und Bezahlung
von Bürgschaftsschulden mit den Gemeindesteuern, wegen
deren Nichtbezahlung das Wirtshausverbot verhängt
worden, in Rückstand gekommen sei. Nach Ausweis
der vorgelegten Quittungen hat nun Grützner seiner
Steuerpflicht Genüge geleistet und auch die Kosten
bezahlt. Da sein Nachlassgesuch vom Gemeinderat von
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Biel und vom Regierungsstatthalter empfohlen ist, so
beantragt der Regierungsrat Erlass der Strafe.

Antrag des Regierungsrates: Erlass der Strafe.
» der Bittschriftenkommission : id.

7. Nicoles, Leon Paul, von Mont Tramelan, Pivoteur,
in Biel, geboren 1863, sucht um Erlass der
sechstägigen Gefängnisstrafe nach, zu welcher er am 17.
Mai 1895 vom korrektioneilen Richter von Biel wegen
Uebertretung des Wirtshausverbots verurteilt worden
ist. Er hat nachgewiesen, dass er die Gemeindesteuer,
wegen deren Nichtbezahlung das Wirtshausverbot gegen
ihn verhängt worden, nunmehr nebst den Kosten des
Staates bezahlt hat. Durch lange Verdienstlosigkeit
und viele Krankheiten in seiner Familie sei es ihm
nicht möglich gewesen, die Steuern früher abzutragen.
Der dortige Gemeinderat und der Regierungsstatthalter
empfehlen das Gesuch. Mit Rücksicht hierauf hat der
Regierungsrat beschlossen, dasselbe auch seinerseits zu
empfehlen.

Antrag des Regierungsrates : Erlass der Strafe.
» der Bittschriftenkommission: id.

8. Wasserfallen, Ernst, von Wyleroltigen, Confiseur,
in Bern, geboren 1868, wurde am 28. September 1895
vom Amtsgericht Bern wegen Fälschung einer
Privaturkunde zum Nachteile der vereinigten Schützengesellschaften

der Stadt Bern zu 30 Tagen Einzelhaft
verurteilt. Wasserfallen hatte sich an dem im Sommer 1895
auf dem Wylerfelde abgehaltenen Ehr- und Freischiessen
als Schütze beteiligt. Am 4. Juli war er Mitglied des
Schiesskomitees und benützte diese Stellung, um mittelst
widerrechtlicher Behändigung und Benutzung der im
Schiessstand befindlichen Abstempelungsutensilien in
seinem Schiessbüchlein die Resultate zu seinem Nutzen
zu fälschen, in der Weise, dass, wenn die Fälschung
nicht bemerkt worden wäre, er ausser der Auszeichnung
seiner Schicsskunst durch einen Lorbeerkranz Anspruch
auf zwei erste Preise im Werte von Fr. 150 und Fr. 80
gehabt hätte. Wasserfallen, der sonst gut beleumdet und
nicht vorbestraft ist, hat die That sofort unumwunden
eingestanden. Derselbe stellt nun zu Händen des Grossen
Rates das Gesuch, es möchte ihm die über ihn verhängte
Strafe ganz oder zum Teil erlassen werden, indem er
darzuthun sucht, dass er die Fälschung seiner
Schiessresultate nicht in gewinnsüchtiger Absicht begangen
habe. Es sei ihm nicht um Erlangung der Geldpreise
zu thun gewesen, sondern er habe lediglich einen Ehrenpreis,

den Lorbeerkranz, erringen wollen. Die verhängte
Strafe sei deshalb viel zu hoch, da der Wert eines
Lorbeerkranzes nur Fr. 4 beträgt. Das Gesuch ist von
der städtischen Polizeidirektion und vom Regierungsstatthalter

in Anbetracht des bisherigen guten Leumundes des
Wasserfallen zu teilweiser Berücksichtigung empfohlen.
Abgesehen davon, dass schon das Gericht die
Darstellung des Wasserfallen als nicht glaubwürdig
zurückgewiesen hat, kann der Regierungsrat das vorliegende

Beilagen zum Tagblatt des Grossen Rates. 1896.

Gesuch nicht empfehlen, indem er der Ansicht ist, dass
es im Interesse der Erhaltung des guten Rufes der
schweizerischen Schützenfeste notwendig sei, in Fällen
wie der vorliegende nicht nachsichtig zu sein. Wie aus
dem Urteile hervorgeht, ist dem guten Leumund und
der Straflosigkeit des Wasserfallen bei Ausmessung der
Strafe genügend Rechnung getragen worden, weshalb
eine weitere Strafmilderung nicht angebracht erscheint.

Antrag des Regierungsrates: Abweisung.
» der Bittschriftenkommission : id.

9. Hirsig, Adele, Kostgeberin, in Biel, welche am
3. Mai 1895 vom Polizeirichter von Biel wegen
Widerhandlung gegen das Wirtschaftsgesetz zu einer Geldbusse
von Fr. 50 nebst Fr. 10 Patentgebühr und Fr. 3 Kosten
verurteilt wurde, sucht um Erlass des Restes der Busse,
an der sie Fr. 20 bezahlt, sowie der Patentgebühr und
Kosten nach, unter Hinweis darauf, dass sie vermögenslos

und durch hochgradige Schwindsucht total
arbeitsunfähig sei. Der Regierungsstatthalter bestätigt diese
Angaben, ebenso bestätigt das beigebrachte ärztliche
Zeugnis, dass der Krankheitszustand der Hirsig durch
die in Umwandlung der Busse auszuhaltende Gefangenschaft

sehr verschlimmert würde. Mit Rücksicht auf die
Gesundheitsverhältnisse der Gesuchstellerin hat der
Regierungsrat beschlossen, dieselbe zu einem Nachlasse
des Restes der Busse und der Patentgebühr zu empfehlen.
Für die Tilgung der Kosten ist ein Armutsschein
ausreichend.

Antrag des Regierungsrates: Erlass der restanz-
lichen Busse nebst
Patentgebühr.

» der Bittschriftenkommission : id.

10. Fankhauser, Jakob, von Trub, Pächter und Holzer
auf dem Sässcliberg bei La Heutte, welcher am 17. Juli
1895 vom Polizeirichter von Courtelary wegen
Widerhandlung gegen das Wirtschaftsgesetz zu einer
Geldbusse von Fr. 50, zur Nachzahlung einer Patentgebühr
von Fr. 25 und zu den Kosten von Fr. 34. 10 verurteilt
wurde, sucht um Erlass von Busse, Patentgebühr und
Kosten nach, weil es ihm in seinen ärmlichen Verhältnissen

nicht möglich sei, diese Summen zu bezahlen.
Er ist von drei Knechten, die im Auftrage ihres Meisters
nach der auf dem Berge gesömmerten Viehware Nachschau

zu halten hatten und auf ihr Verlangen von seiner
Frau mit Speise und Trank gegen Bezahlung bewirtet
worden waren, wegen unbefugtem Wirten denunziert
worden. Aus den Akten geht hervor, dass Fankhauser
schon früher einmal wegen einer ähnlichen Uebertretung
war bestraft worden. Dessenungeachtet empfiehlt der
Regierungsstatthalter das Gesuch mit Rücksicht auf die
ausnahmsweisen örtlichen Verhältnisse, durch welche
die Eheleute Fankhauser fast gezwungen sind, den
Leuten, die den abgelegenen und mühsam zu
ersteigenden Sässeliberg besuchen, Erfrischungen gegen
Bezahlung zu verabreichen. Der Regierungsstatthalter hat

8*



30 — Ni 11

nun auch die Eheleute Fankhauser bewogen, ein
Wirtschaftspatent zu erwerben und wird dessen Erteilung
gegen eine den örtlichen Verhältnissen Rechnung
tragende massige Patentgebühr empfehlen. Da aus den
Akten hervorgeht, dass es sich nur um den Fall betreffend
die Knechte handelt, so hat der Regierungsrat beschlossen,
den Nachlass von Busse und Patentgebühr zu empfehlen.
Die Kosten hat Fankhauser zu tragen.

Antrag des Regierungsrates: Erlass der Busse und
Patentgebühr.

« der Bittschrifteukommission : id.

11. Moser, Christian, von Freimettigen, Landwirt,
zu Oberdiessbacb, geboren 1844, wurde am 7. November
1895 vom Amtsgericht Konolfingen zu zehn Tagen
Gefängnis, Fr. 10 Busse und Fr. 261 Kosten verurteilt
wegen Misshandlung, die Moser mittelst eines gefährlichen

Instruments an dem Landwirt Rüfenacht begangen
hatte. Ueber den Civilpunkt hatte das Gericht nicht zu
urteilen, da derselbe vor der Verhandlung durch Vergleich
erledigt worden, indem Moser sich zur Bezahlung einer
Entschädigung von Fr. 1300, nebst Arzt und
Untersuchungskosten verpflichtete. Aus den Akten geht hervor,

dass der Vorfall, der obiges Urteil herbeiführte,
sich am 7. Mai 1894 in einer Wirtschaft zugetragen
hatte. Moser und Rüfenacht standen zu einander nicht
auf gutem Fusse. Anlässlich eines Wortwechsels, der
von Moser, der damals übler Laune war, durch Stichelreden

provoziert worden, hatte Moser dem Rüfenacht
vorsätzlich eine Halbliterflasche an den Kopf geworfen,
wobei dieselbe zerbrach und den Rüfenacht an der
Nase bedeutend verletzte. Diese Verletzung war jedoch
bald geheilt, hingegen blieben Krankheitserscheinungen
zurück, die im ärztlichen Gutachten als traumatische
Hysterie bezeichnet sind und zur gänzlichen Heilung
längere Zeit erfordert hatten. Das Gericht nahm jedoch
an, die strafrechtlich in Betracht fallende Arbeitsunfähigkeit

habe nicht über 20 Tage gedauert. Sodann
wurde als strafmildernd berücksichtigt der gute
Leumund des Moser, seine bisherige Straflosigkeit, seine
Reue und seine beständigen Versuche, sich mit
Rüfenacht abzufinden. Nachdem Moser die Busse und Kosten
bezahlt, stellt derselbe zu Händen des Grossen Rates
das Gesuch um Erlass der Gefängnisstrafe, wobei er
die Gründe, die er vor Gericht zur Verteidigung geltend
gemacht, neuerdings einlässlich vorführt und darzuthun
sucht, dass er für die Folgen seiner Handlung, die er
nicht voraussehen konnte, weil sie der besondern
Konstitution des Rüfenacht, der Disposition desselben,
zuzuschreiben waren, strafrechtlich nicht verantwortlich
gemacht werden könne, dagegen seiner civilen Haftbarkeit

durch die übernommene Entschädigung voll und
ganz Genüge gethan habe. Das Gesuch ist vom Gemeinderat

von Oberdiessbach und vom Regierungsstatthalter
empfohlen. Der Regierungsrat kann dieser Empfehlung
beitreten.

Antrag des Regierungsrates : Erlass der Gefäng¬
nisstrafe.

* der Bittschriftenkommission : id.

12. Etter, Alexander, Landwirt, von und zu Meikirch,
geboren 1848, wurde am 26. Dezember 1895 von den
Assisen des vierten Bezirkes zu einer Gefängnisstrafe
von fünf Tagen, zur Bezahlung von Fr. 608. 80 an den
Staat und zu einer Entschädigung an die Civilpartei
im Betrage von Fr. 750 verurteilt, wegen Misshandlung
begangen am Abend des 31. Dezember 1894 in der
Wirtschaft Etter in Ortschwaben an dem Landwirt Nikiaus
Schädeli in Meikirch. Die Geschwornen nahmen an,
dass die dem Schädeli durch Etter zugefügte
Misshandlung und deren schwere Folgen, bestehend in
traumatischer Neurose, eine Arbeitsunfähigkeit von mehr
als 20 Tagen zur Folge gehabt haben, dass jedoch die
Misshandlung in einer Weise verübt worden, bei welcher
ein bedeutend geringerer, als der eingetretene Erfolg
wahrscheinlich war, und dass Etter durch die von
Schädeli begonnenen Thätlichkeiten provoziert worden
sei. Die Frage der Notwehr wurde verneint, die Frage
nach mildernden Umständen bejaht. Etter stellt nun zu
Händen des Grossen Rates das Gesuch um Erlass der
fünftägigen Gefängnisstrafe, indem er sich auf seine
bisherige Straflosigkeit und seinen guten Leumund
beruft und auf diejenigen Tliatsachen und Umstände
hinweist, die seines Erachtens seine Freisprechung hätten
zur Folge haben sollen. Der Regierungsrat empliehlt
mit Rücksicht auf die Aktenlage das Gesuch.

Antrag des Regierungsrates : Erlass der Gefäng¬
nisstrafe.

> der Bittschriftenkommission: id.

13. Kohler, August, Négociant, von und zu Wynau,
wurde am 23. Januar 1896 vom Polizeirichter von
Aarwangen wegen Widerhandlung gegen das Gesetz über
das Wirtschaftswesen und den Handel mit geistigen
Getränken vom 15. Juli 1894 in Anwendung der §§ 37,
Ziffer 4, und 48, Ziffer 5, und des Art. 21 der dazu
dienenden Vollziehungsverordnung zu Fr. 50 Busse, zur
Nachzahlung einer Patentgebühr von Fr. 12. 50 und zu
Fr. 12.15 Kosten verurteilt, weil Kohl er, der Grosshandel
mit Wein betreibt, Malaga von zwei Litern an verkauft
hat, ohne dafür ein Kleinverkaufspatent zu besitzen.
Kohler sucht um Erlass der Strafe nebst Patentgebühr
und Kosten nach, wobei er geltend macht, dass er nicht
die Absicht gehabt habe, das Gesetz zu übertreten,
indem er sich vor Inkrafttreten desselben an amtlicher
Stelle erkundigt, ob bezüglich des Grosshandels mit
Wein durch die Annahme des neuen Gesetzes eine
Aenderung eingetreten, worauf er eine verneinende
Antwort erhalten habe. Das Gesuch des Kohler ist vom
Regierungsstatthalter sowohl als vom Gerichtspräsident,
welcher das Urteil ausgefällt hat, empföhlen. Nach der
Ansicht des Regierungsrates war die vom Landjäger
gegen Kohler eingereichte Strafanzeige nicht gerechtfertigt,

sondern es haben die in Betracht kommenden
gesetzlichen Bestimmungen eine irrtümliche Auslegung
erfahren. § 33, Absatz 3, des Wirtschaftsgesetzes vom
15. Juli 1894 lautet: « Als Kleinhandel wird betrachtet
der Handel mit Wein oder Bier in Quantitäten unter
zwei Litern und mit gehrannten Wassern in Quantitäten
unter 40 Litern. » Kohler hat aber weder Wein in
Quantitäten unter zwei Litern, noch gebrannte Wasser in
Quantitäten unter 40 Litern verkauft; denn Malaga ist
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Wein und nicht ein gebranntes Wasser. Kohler war
also befugt, ohne Kleinverkaufspatent Malaga in
Quantitäten von mindestens zwei Litern zu verkaufen. Auch
aus § 37, Ziffer 4, des Gesetzes und der dazu dienenden
Bestimmung des Art. 21 der Vollziehungsverordnung
vom 10. August 1894 ergiebt sich kein anderer Schluss,
denn dort werden die Liqueurweine, zu denen der
Malaga gehört, nicht unter den Qualitätsspirituosen, als
gebrannten Wassern, sondern neben denselben aufgeführt
in dem Sinne, dass für den Verkauf von Qualitätsspirituosen

und Liqueurweinen in Flaschen, im Gegensatz

zum offenen Verkauf, eine besondere Kategorie von
Verkaufspatenten aufgestellt wird. Der Gesetzgeber wollte
hiermit solchen Personen, welche Qualitätsspirituosen
in Flaschen verkaufen wollen, es ermöglichen, dasselbe
auch mit Liqueurweinen zu thun, ohne hierfür ein besonderes

Patent nach § 37, Ziffer 1, zu lösen. Da jedoch
Kohler Qualitätsspirituosen überhaupt nicht verkauft
hat und auch nicht Liqueurweine in Quantitäten unter
zwei Litern, so hatte er ein Patent nach § 37, Ziffer 4,
nicht zu lösen. Es treffen daher weder die Bestimmungen
dieses Paragraphen, noch die im Urteile ebenfalls
angerufenen des § 38 und § 44, Ziffer 3, sowie Art. 21 der
Verordnung vom 10. August 1894 in vorliegendem Falle
zu. Aus diesen Gründen empfiehlt auch der Regierungsrat

das vorliegende Nachlassgesuch.

Antrag des Regierungsrates: Erlass der Busse,
Patentgebühr und
Kosten.

» der Bittschriftenkommission: id.

14. Kohler, Salomon, Négociant, von und zu Wynau,
welcher den Grosshandel mit Wein betreibt, wurde am
4. Januar 1896 vom Polizeirichter von Aarwangen wegen
Widerhandlung gegen das Gesetz über das Wirtschaftswesen

und den Handel mit geistigen Getränken zu
Fr. 55 Busse, Fr. 12. 50 Patentgebühr und Fr. 6. 20
Kosten verurteilt, weil er Malaga von zwei Liter an
verkauft ohne ein Kleinverkaufspatent zu besitzen und
weil er unterlassen hat, sich als Grosshändler in die
Kontrolle des Regierungsstatthalters eintragen zu lassen.
Kohler sucht um Erlass dieser Strafe nach, indem er
geltend macht, dass nach dem Gesetz zum Verkauf von
Malaga von zwei Liter an kein Patent erforderlich sei,
da der Malaga zu den Weinsorten und nicht zu den
gebrannten Wassern gehöre. Diese Behauptung ist richtig.
Wie der Regierungsrat in seinem Berichte zu dem einen
ähnlichen Fall beschlagenden Strafnachlassgesuche des

Negocianten August Kohler in Wynau ausgeführt hat,
bedarf es zum Verkauf von Malaga in Quantitäten von
mindestens zwei Litern an keines Kleinverkaufspatentes.
Soweit daher das vorliegende Gesuch auf die Bestrafung
wegen unbefugten Verkaufs von Malaga sich bezieht,
empfehlen wir Nachlass von Busse und Patentgebühr.
Dagegen ist kein Grund vorhanden, die Busse zu
erlassen, mit welcher Kohler wegen Unterlassung seiner
Eintragung als Grosshändler in die amtliche Kontrolle
belegt worden ist.

Antrag des Regierungsrates: Herabsetzung der
Busse auf Fr. 5

und Erlass der
Patentgehühr.

» der Bittschriftenkommission: id.

15. Grunder, Johann, Wagner und Bierdepothalter,
auf der Scheidegg zu Wabern, wurde am 5. März 1895
vom Polizeirichter von Bern wegen Uebertretung des
Wirtschaftsgesetzes zu Fr. 50 Busse, Fr. 10 Patentgehühr
und Fr. 7. 90 Kosten verurteilt, weil er am 12. Januar
1895 in seiner Wohnung zwei Personen gegen Bezahlung

mit Bier bewirtet hat, ohne im Besitze eines
Patentes zu sein. Grunder sucht um Erlass der Busse
nach; er hat Patentgehühr und Kosten bezahlt. Aus
dem vom Gemeinderat von Köniz empfohlenen Gesuche
und dem beigefügten Bericht geht hervor, dass der
Gesuchsteller arm und durch körperliche Gebrechen fast
erwerbsunfähig ist. Aus diesem Grund hat der Richter
schon bei Ausfällung des Urteils die Begnadigung des
Grunder empfohlen. Mit Rücksicht auf diese Empfehlung
und da bloss eine einmalige Uebertretung konstatiert
ist und Grunder für dieselbe mit der bezahlten Patentgebühr

und den Kosten hinlänglich bestraft erscheint,
empfiehlt auch der Regierungsrat das vorliegende
Nachlassgesuch.

Antrag des Regierungsrates: Erlass der Busse.
» der Bittschriftenkommission: id.

16. Hekele, Mathias, von Frichtingen, Königreich
Württemberg, Zuschneider, zur Zeit in Lenzburg,
geboren 1867, wurde am 19. April 1894 vom korrektionellen
Gericht von Bern verurteilt: zu 30 Tagen Gefangenschaft,

zu Fr. 10 Busse und fünf Jahren Kantonsverweisung,

nebst Fr. 10 Entschädigung und solidarisch
mit dem Mitverurteilten, Mosimann, zu den Kosten.
Diese Verurteilung erfolgte wegen Versuchs der Verhinderung

einer Verhaftung anlässlich des Schneiderstreiks
am Abend des 31. März 1894 vor dem Lokale des
Einwohnervereins, ferner wegen Misshandlung eines
Landjägers, begangen am gleichen Orte und zu gleicher Zeit,
welche Misshandlung jedoch keine Arbeitsunfähigkeit
zur Folge hatte, und wegen öffentlichen Skandals,
begangen am gleichen Ort und zu gleicher Zeit. Die
Strafen fanden sofortigen Vollzug und die Entschädigung
wurde aus der dem Hekele abgenommenen Barschaft
bezahlt. Mit der Untersuchungshaft, welche dem Hekele
nicht angerechnet wurde, hat derselbe im ganzen
52 Tage Haft ausgehalten. Mittelst Eingabe vom 5. März
abbin richtet nun Hekele an den Grossen Rat das
Gesuch um Erlass des Restes der Verweisungsstrafe. In
der Begründung dieses Gesuches betont Hekele zunächst
den vom Gerichte bei der Feststellung des Thatbestandes
nicht gewürdigten Umstand, dass er den in Civilkleidung
befindlichen Polizeibeamten, welcher die Verhaftung
seines Kameraden Mosimann vornahm, nicht als Beamten
erkannt habe. Sodann sucht Hekele in ausführlicher
Erörterung darzuthun, dass das gegen ihn, als einen
nicht vorbestraften und unbescholtenen Angeklagten
ergangene Urteil ein ungewöhnlich hartes sei, dies nicht
nur wegen der mehr als 1 Va Monate dauernden Gefangenschaft,

sondern auch ganz besonders rücksichtlich des
hohen Strafmasses, in welchem die Verweisungsstrafe
Anwendung fand. Ferner macht Hekele geltend, dass die
Begründung seiner ökonomischen Selbständigkeit durch
die Verweisungsstrafe unmöglich gemacht werde, indem
er Gelegenheit habe, als Teilhaber in ein Mass- und
Tuchgeschäft in Lenzburg einzutreten, in welcher Stellung
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er als Reisender thätig sein müsste, aber durch die
Verweisungsstrafe verhindert würde, in Geschäften den
Kanton Bern zu bereisen. Sowohl die städtische
Polizeidirektion als der Regierungsstatthalter schliessen auf
Abweisung des vorliegenden Gesuches. Obschon der
Gesuchsteller gegen seine Verurteilung die Appellation
nicht ergriffen und dadurch das erstinstanzliche Urteil
angenommen hat, zieht der Regierungsrat in
Berücksichtigung, dass Hekele bereits einen erheblichen Teil
seiner Verweisungsstrafe verbüsst hat, dass ausser dem
erwähnten Vorfalle, der zu dessen Bestrafung führte,
sonst nichts Nachteiliges über Hekele bekannt ist, dass
über sein seitheriges Verhalten ebenfalls gute Zeugnisse
vorliegen, — und beschliesst deshalb, das vorliegende
Gesuch seinerseits zu empfehlen.

Antrag des Regierungsrates: Erlass des Restes
derVerweisungs-
strafe.

» der Bittschriftenkommission: id.

17. Monnet, August, von St. Quentin in Frankreich,
Maurer, geboren 1860, welcher am 28. Februar 1895
vom korrektionellen Richter von Pruntrut wegen
Konkubinat und Widerhandlung gegen die Fremdenpolizei-
vorschriften zu zehn Tagen Gefängnis, Fr. 10 Busse,
Kosten und zwei Jahren Kantonsverweisung verurteilt
wurde, sucht bei dem Grossen Rat um Nachlass des
Restes der Kantonsverweisung nach. Die Gefängnisstrafe
hat Monnet ausgehalten und die Kosten, sowie die wegen
Widerhandlung gegen die Vorschriften über die Fremdenpolizei

ausgesprochene Busse bezahlt. Er hat auch
inzwischen die Person, mit der er während seines
Aufenthaltes zu Chevenez das Konkubinat unterhielt,
geheiratet. Zur Unterstützung seines Gesuches bringt er
an, dass er für seine Heirat rechtzeitige Schritte gethan,
aber an der Ausführung durch Schwierigkeiten in der
Beschaffung der nötigen Papiere verhindert worden sei.
Das Gesuch ist vom Regierungsstatthalter empfohlen. Da
es Uebung ist, dass in Straffällen wegen Konkubinats
gegenüber den Schuldigen Nachsicht geübt wird, wenn
das ungesetzliche Verhältnis, das die Betrafung
herbeigeführt, durch nachfolgende Ehe geregelt worden ist, so
hat der Regierungsrat beschlossen, das vorliegende
Gesuch zu empfehlen. Dagegen ist es selbstverständlich,
dass, wenn Monnet im hiesigen Kanton dauernden
Aufenthalt nehmen wollte, er hierfür regelmässige Schriften
einzulegen hätte.

Antrag des Regierungsrates: Erlass des Restes
der Kantonsverweisung.

» der Bittschriftenkommission: id.

18. Burren, Jobann, von Köniz, Milchhändler, zu
Zollikofen, welcher am 21. November 1895 vom kor¬

rektioneilen Richter von Bern wegen Drohungen gegenüber

seinem gewesenen Mieter Friedr. Rüfenacht, mit dem
er auf gespanntem Fusse stand, zu einem Tag Gefängnis
verurteilt wurde, sucht bei dem Grossen Rate um
Erlass dieser Strafe nach, indem er dieselbe mit Rücksicht
auf seine bisherige Straflosigkeit und Unbescholtenheit,
sowie insbesondere angesichts der durch die Akten
festgestellten schlechten Charaktereigenschaften des
Rüfenacht nicht für gerechtfertigt erachtet. Das Gesuch ist
vom Gemeinderat von Zollikofen unter Bestätigung des

guten Leumundes des Petenten empfohlen, während der
Regierungsstatthalter dasselbe nicht empfiehlt. Da aus
den Erwägungen des Urteils hervorgeht, dass der
Richter den vom Petenten zur Begründung seines
Gesuches geltend gemachten Umständen bereits bei der
Zumessung der Strafe durch Anwendung des Straf-
minimums volle Rechnung getragen hat, so kann der
Regierungsrat in der ausgesprochenen eintägigen
Gefängnisstrafe eine zu harte Bestrafung für lebensgefährliche

Drohungen, deren Verwirklichung Rüfenacht
unter den obwaltenden Umständen befürchten konnte,
nicht erblicken. Aus diesem Grund hat der Regierungsrat

beschlossen, das vorliegende Gesuch nicht zu
empfehlen.

Antrag des Regierungsrates: Abweisung.
» der Bittschriftenkommission: id.

19. Bonze, Jules, von Les Breuleux, Uhrmacher,
geboren 1871, welcher am 7. Oktober 1895 von den
Assisen des fünften Bezirks wegen Wechselfälschung
zu 15 Monaten Zuchthaus, abzüglich 4 Monate
Untersuchungshaft, und der Rest umgewandelt in 11 Monate
Korrektionshaus, verurteilt wurde, sucht unter Hinweisung

auf seinen Krankheitszustand und die Notlage
seiner ebenfalls durch Krankheit heimgesuchten und
dadurch verdienstunfähigen Familie, um Erlass des Restes
seiner Strafzeit nach. Das Gesuch ist von der
Verwaltung der Strafanstalt Witzwyl empfohlen und mit
einem ärztlichen Berichte versehen, wonach Donzé an
Lungenschwindsucht leidet, deren Besserung durch seinen
Aufenthalt in der Strafanstalt ausgeschlossen ist. Mit
Rücksicht hierauf hat der Regierungsrat beschlossen,
das vorliegende Gesuch zu empfehlen.

Antrag des Regierungsrates: Erlass des Restes
der Strafe.

» der Bittschriftenkommission: id.

20. Witwe Louise Bourguenez geb. Mouche von
Boncourt, wohnhaft zu Pruntrut, 52 Jahre alt, welche vom
dortigen Polizeirichter unter drei Malen wegen
Schulversäumnisse, die sich ihr Sohn Joseph zu schulden
kommen liess, zu drei Geldbussen im Gesamtbetrage
von Fr. 8 verurteilt wurde und diesen Betrag wegen
Armut und Krankheit nicht bezahlen kann, sucht um
Erlass jener Bussen nach, damit sie solche nicht durch
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Gefangenschaft abverdienen müsse. Auf den Beriebt
des ßegierungsstattbalters, welcher das Gesuch empfiehlt
und beifügt, dass die Witwe Bourguenez völlig arm und
unlängst wegen ihren unheilbaren körperlichen Gebrechen
in der Armenanstalt zu Pruntrut versorgt worden ist,
hat der Regierungsrat beschlossen, das vorliegende
Gesuch ebenfalls zu empfehlen.

Antrag des Regierungsrates: Erlass der drei
Bussen.

» der Bittschriftenkommission : id.

21. Babette Hartmann geb. Klein, des Handelsmanns

Ehefrau, von Hornussen, wohnhaft zu Kerzerz,
wurde am 27. November 1895 vom korrektionellen Richter
von Laupen wegen thätlicher Bedrohung zu zwei Tagen
Gefängnis und Fr. 10 Busse, ferner wegen Wirtshausstreit

zu Fr. 10 Busse und wegen öffentlichen Skandals
und Aergernisses zu je Fr. 5 Busse verurteilt. Die
thätliche Bedrohung bestand darin, dass Frau
Hartmann dem Wirt Käsermann in Laupen, in dessen
Wirtschaftslokal sich der vom Ehemann Hartmann provozierte

Wirtshausstreit zutrug, mit einem zerbrochenen
Bierglas einen Schlag zu versetzen gesucht hatte, der
jedoch vom Bedrohten abgewendet werden konnte. Frau
Hartmann hat gegen das Urteil nicht rekurriert und
sämtliche Bussen nebst Kosten bezahlt. Dagegen sucht
sie nun um Erlass der Gefängnisstrafe nach, indem sie
bestreitet, mit dem fraglichen Bierglas eine thätliche
Bedrohung gewollt zu haben. Die Voraussetzungen des
Art. 99 des Strafgesetzbuches seien nicht vorhanden
und selbst wenn sie es wären, würde die ausgesprochene
Strafe im Vergleiche zu einem andern oberinstanzlich
beurteilten Falle, wo es eine schwerer wiegende
Bedrohung betroffen habe, zu hart sei, da in jenem Falle
bloss ein Tag Gefängnis ausgesprochen worden. Die
Petentin beruft sich schliesslich auf ihre Straflosigkeit
und ihren ausgezeichneten Leumund. Die Frage, ob
Frau Hartmann des ihr zur Last gelegten Vergebens
schuldig sei, ist durch den vom zuständigen Richter in
seinem Urteil festgestellten Thatbestand zutreffend
beantwortet und daher kein Grund vorhanden, auf diese
Frage nochmals zurückzukommen. Der Regierungsrat
sieht sich denn auch nicht veranlasst, das vorliegende
Gesuch zu empfehlen.

Antrag des Regierungsrates: Abweisung.
» der Bittschriftenkommission : id.

22. Faivre, Alfred, Fuhrmann, von und zu Courte-
maiche, wurde am 21. Dezember 1895 von der
Polizeikammer, in Bestätigung des erstinstanzlichen Urteils
des korrektionellen Gerichts von Pruntrut vom 8.
Oktober 1895 des Diebstahls an geschlagenem Holze
begangen in der Nacht des 13. Juli gl. J. zum Nachteil
des Pierre Rérat schuldig erklärt und zu zwei
Monaten Korrektionshaus, zu Fr. 54 Entschädigung an
die Civilpartei und zur Bezahlung der Kosten im Be¬
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trage von Fr. 108. 60 verurteilt. Faivre sucht mit
Empfehlung des Gemeinderates von Courtemaiche um
Erlass der Korrektionshausstrafe nach, wobei er auf
seine bisherige Straflosigkeit und seinen guten Ruf
hinweist und geltend macht, dass alle, die ihn kennen,
ihn der Begehung eines Diebstahls nicht für fähig
halten. Er bestreitet, den fraglichen Holzdiebstahl begangen

zu haben und behauptet, seine Verurteilung sei
hauptsächlich dem ungünstigen Zeugnisse des Maire
von Courtemaiche, der ihm feindlieh gesinnt sei,
zuzuschreiben. Der Regierungsrat ist nicht im Falle,
das vorliegende Gesuch zu empfehlen. Die Einwendungen

und Behauptungen des Faivre, mit denen er
sich zu disculpieren sucht, werden durch den im
erstinstanzlichen Urteil festgestellten Thatbestand, der
auch dem oberinstanzlichen Urteil zu Grunde liegt,
widerlegt, indem derselhe die Thäterschaft des Faivre
an dem erwähnten, zur Nachtzeit verübten Holzdiebstahl,

wobei Ross und Wagen gebraucht worden,
unzweifelhaft nachweist. Die verhängte Strafe erscheint
ebenfalls nicht zu hoch, da bloss das Minimum der
Korrektionshausstrafe ausgesprochen worden ist.

Antrag des Regierungsrates: Abweisung.
Antrag der Bittschriftenkommission: id.

23. Krebs, Rudolf, von Hilterfingen, gew. Notar, in
Thun, geboren 1849, welcher am 21. Mai 1895 von
den Assisen des ersten Bezirks wegen Meineid,
begangen in einer Prozesssache, zu fünfzehn Monaten
Zuchthaus verurteilt wurde, hat bereits unter zwei
Malen erfolglos für seine Begnadigung petitioniert.
Das letzte Gesuch ist vom Grossen Rat am 4. Februar
abhin abgewiesen worden. Nun stellt der Vogt des
Krebs, J. Krebs, Substitut in Thun, ein neues auf die
Begnadigung seines Vögtlings abzielendes Gesuch. Die
Begründung dieses Gesuches ist die nämliche, wie in
den beiden abgewiesenen Gesuchen; sie bezieht sich
auf die durch das Assisenurteil erledigte Schuldfrage.
In betreff des Verhaltens des Krebs in der Strafanstalt
wird bemerkt, die Disziplin sei Sache der Strafanstalt
und falle für die Begnadigung nicht in Betracht. Die
dem Krebs vorgeworfene Entwendung von Effekten
sei eine Verdächtigung. Der Regierungsrat ist auch
gegenüber dem vorliegenden Gesuche nicht im Falle,
den Krebs zu empfehlen, da die Gründe, welche zu
den frühern abweisenden Schlussnalimen führten, sich
seither nicht verändert haben. Was die Bemerkung
bezüglich der Disziplin in der Strafanstalt und deren
Einfluss auf die Begnadigung eines Sträflings betrifft,
so ist stets daran festgehalten worden, dass zu den
Gründen, welche für die Begnadigung eines Sträflings
sprechen, das gute Verhalten desselben, als objektive
Grundlage für die Beurteilung seiner Reue und Besserung,

hinzukommen müsse.

Antrag des Regierungsrates : Abweisung.
Antrag der Bittschriftenkommission: id.
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24. Baillif, Emil, von Bonfol, Uhrmacher zu Prun-
trut, welcher durch zwei Urteile des Polizeirichters
von Pruntrut vom 26. Dezember 1895 wegen wiederholter

Uebertretung des wegen Nichtbezahlung der
Gemeindesteuern gegen ihn verhängten Wirtshausverbots

mit acht und zehn Tagen Gefangenschaft bestraft
worden ist und davon bereits zwei Tage verbüsst hat,
sucht, nachdem er inzwischen der Steuerpflicht Genüge
geleistet, um Erlass des Restes der beiden Strafen
nach, damit er nicht Gefahr laufe, um seine Stelle zu
kommen und mit seiner Familie brotlos zu werden.
Aus den beigefügten Quittungen geht hervor, dass
Baillif die rückständigen Gemeindesteuern, sowie die
Kosten beider Urteile bezahlt hat. Das Gesuch ist
vom Gemeinderat von Pruntrut empfohlen. Der Gesuchsteller

war am Urteilstermin vor dem Richter nicht
erschienen, was ohne Zweifel zur Erhöhung des
Strafmasses beitrug. Der Regierungsrat hat im Hinblick
auf ähnliche Vorgänge beschlossen, das vorliegende
Gesuch ebenfalls zu empfehlen.

Antrag des Regierungsrates: Erlass des Restes
der Strafen.

Antrag der Bittschriftenkommission : id.

25. Stucki, Johannes, Landwirt in Kandersteg, wurde
am 21. März 1895 vom Polizeirichter von Frutigen wegen
Widerhandlung gegen das Gesetz betreffend die
Veredlung der Pferde- und Rindviehzucht vom 30. Juli 1872
zu einer Geldbusse von Fr. 168 nebst Kosten verurteilt,
weil er, entgegen der Vorschrift des § 12 dieses Gesetzes,
wonach zur öffentlichen Zucht nur solche Zuchtstiere
verwendet werden sollen, welche durch die Kommission
für Viehzucht oder hiezu besonders delegierte Sachverständige

als zuchttüchtig anerkannt worden sind,
einen jungen Zuchtstier, dem diese Qualifikation
abging, zur öffentlichen Zucht verwendet hatte. Stucki
sucht in der vorliegenden Bittschrift um ganzen oder
teilweisen Erlass der ihm auferlegten Busse nach, indem
dieselbe für ihn als achtzigjährigen Greis, der sonst nie
mit dem Gesetze in Konflikt geraten, eine äusserst
harte Strafe sei. Der fragliche Stier sei sonst nur für
sein eigenes Vieh verwendet worden. Im Winter 1894/95
hätte sich aber eine enorme Schneemasse eingestellt,
welche die Kommunikation fast unmöglich machte. Da
in Kandersteg kein anerkannter Zuchtstier vorhanden
war, so habe er sich durch Bitten seiner Nachbarn dazu
verstehen lassen, seinen Stier für die öffentliche Zucht
herzugeben, in der Hoffnung, derselbe werde dann
beir nächsten Schau annerkannt, was aber wider
Erwarten nicht geschehen sei. Das Gesuch ist vom
Gerichtspräsidenten, dem die damaligen Kommunikationsschwierigkeiten

persönlich bekannt sind, sowie vom
Regierungsstatthalter empfohlen. Der Präsident der
kantonalen Viehzuchtkommission, dem das Gesuch
ebenfalls mitgeteilt wurde, findet den Nachlass der
ganzen Busse nicht für gerechtfertigt, weil Stucki
Rheinen Teil der Busse durch die von den Viehbesitzern
bezogenen Sprunggelder gedeckt ist. Der Regierungsrat

hat in Würdigung der besonderen Umstände, unter
denen die Uebertretung begangen worden, sowie der
vorliegenden Empfehlungen der Bezirksbeamten und

des Präsidenten der Viehzuchtkommission beschlossen,
die Herabsetzung der Busse zu beantragen.

Antrag des Regierungsrates : Herabsetzung der
BusselaufFr. 80.

» der Bittschriftenkommission : id.

26. Kundert, Ernst, vonRüti, Kanton Glarus, Graveur,
zu Courgenay, geboren 1870, wurde am 19. Dezember
1895 vom Polizeirichter von Pruntrut wegen
Widerhandlung gegen das Wirtschaftsgesetz zu Fr. 50 Busse,
zur Nachzahlung einer Patentgebühr von Fr. 50 und
zu den Kosten im Betrage von Fr. 10. 65 verurteilt.
Diese Bestrafung erfolgte auf Grund eines
Arbeitsbüchleins, worin Kundert seinem Arbeiter zwei Beträge
von 60 Rappen und 70 Rappen für Wein verrechnet
hatte. Kundert sucht um Erlass der gegen ihn
ausgesprochenen Strafen nach, indem er ausführt, er habe
dem betreffenden Arbeiter gar keinen Wein verkauft,
sondern lediglich beim Wirt Laville solchen für ihn
bezahlt und ihm sodann den Betrag von Fr. 1. 30 ins
Büchlein geschrieben. Er habe aus Unkenntnis die
Frist zur Appellation versäumt, sonst würde er das Urteil

weiter gezogen haben. Dem Gesuche ist ein Zeugnis
des Wirts Laville beigefügt, welches die Behauptung
Kunderts bestätigt. Nach dem Berichte des Gemeinderates

von Courgenay, welcher das Gesuch empfiehlt,
ist Kundert gut beläumdet und es ist dort nichts
bekannt, dass dieser jemals seinen Arbeitern Wein oder
andere Ware verkauft hätte. Auch der Regierungsstatthalter

giebt ihm ein gutes Zeugnis und empfiehlt
das Gesuch. Bei dieser Sachlage hat der Regierungsrat

beschlossen, dasselbe ebenfalls zu empfehlen.

Antrag des Regierungsrates: ErlassderBusseund
Patentgebühr.

» der Bittschriftenkommission : id.

27. Steiner, Gottlieb, von Lotzwyl, Schneider,
geboren 1855, wurde am 27. September 1887 von den
Assisen des dritten Geschwornenbezirks, unter
Verneinung mildernder Umstände, der Brandstiftung schuldig
erklärt und zu zwölf Jahren Zuchthaus verurteilt. Aus
den Akten geht hervor, dass Steiner am 5. September
1887, nachts, das von ihm und andern Mietsleuten
bewohnte, dem Johann Ulrich Wolf und Johann Herzig
in Lotzwyl gehörende Doppelhaus in Brand steckte
und dadurch der kantonalen Brandversicherungsanstalt
einen Schaden von Fr. 3316.90 zufügte. Steiner war
ein liederlicher, dem Trünke ergebener, wiederholt
bestrafter Familienvater. Er hatte die Brandlegung
nach vorgängigem Streite mit seiner Ehefrau, im Zorn
und angetrunkenem Zustande begangen. Nach der
That war er sogleich festgenommen worden und hatte
ein offenes Geständnis abgelegt. Mit Bittschrift vom
12. Aprii abhin stellt nun Steiner, der an seiner Strafzeit

8 Va Jahre ausgehalten hat, zu Händen des Grossen
Rates das Gesuch, es möchte mit Rücksicht auf die
lange Strafzeit, durch welche er seine unglückselige,
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im Zustande der Trunkenheit vollbrachte That schwer
gebüsst habe, der Viertel der Strafe, der mit dem
27. September nächstkünftig eintreten würde, erlassen
werden. Wiewohl die konstante Begnadigungspraxis
des Grossen Rates gegenüber den Begnadigungsgesuchen
von Brandstiftern sich nicht nachsichtig zeigt, so glaubt
der Regierungsrat doch, im vorliegendem Falle Gründe
anführen zu dürfen, die nach seiner Ansicht zu Gunsten
des Gesuchsstellers sprechen. Zunächst ist es das
ausnehmend hohe Strafmass im Vergleich zu den
Strafen, welche in den letzten Jahren wegen
Brandstiftung von den Gerichten ausgesprochen wurden.
Nach einem vom Sekretariat der Kriminalkammer
ausgefertigten, bei dem Gesuche liegenden Verzeichnisse
über die in den fünf letzten Jahren zur Beurteilung
gelangten Brandstiftungsfälle sind im allgemeinen keine
so hohen Strafen ausgesprochen worden, wie diejenige
des Steiner, mit Ausnahme zweier Fälle. Der eine Fall
betrifft den rezidiven Brandstifter Bendicht Gosteli,
der am 9. Februar 1895 von den Assisen des
Seelandes zu nur zehn Jahren Zuchthaus verurteilt worden,
trotzdem er schon früher 15 Jahre wegen Brandstiftung
verbüsst hatte. Gosteli hatte in Lüscherz ein Doppelhaus

angezündet, wobei noch zwei andere Häuser
mitverbrannten, die zusammen für Fr. 16,600
brandversichert waren. Gosteli leugnete jede Schuld, während
Steiner geständig war und der von ihm der
Brandversicherungsanstalt verursachte Schaden nur Fr. 3316.90
betrug. Der zweite Fall betrifft den Brandstifter Jakob
Mellenberger, der am 9. März 1895 von den Assisen
des dritten Bezirks zu 20 Jahren Zuchthaus, abzüglich
vier Jahre Untersuchungshaft, während welcher
derselbe Pflegling in der Waldau war, verurteilt worden
ist. Bekanntlich hat Mellenberg nicht weniger als
sieben Brandstiftungen im Emmenthal begangen und
nebstdem eine Reihe von Diebstählen verübt. Die wegen
den Brandstiftungen geltend gemachten Schadenersatzansprüche

beliefen sich auf circa Fr. 100,000. Vergleicht
man diese beiden Fälle mit demjenigen des Steiner,
so ergiebt sich, dass vom Standpunkte der
Strafgerichtspraxis aus die Milderung der gegen den letztern
ausgesprochenen Strafe gerechtfertigt erscheinen dürfte.
Schliesslich kommt noch dazu, dass der Gesuchsteller
sich während seiner Strafzeit gutaufgeführt hat und auch
der Gemeinderat vonLotzwyl sein Gesüch sehr empfiehlt.
Aus diesen Gründen hat der Regierungsrat beschlossen,
das vorliegende Strafnachlassgesuch zu empfehlen.

Antrag des Regierungsrates : Erlass des Viertels der
12jährigen Zuchthausstrafe.

> der Bittschriftenkommission : id.

28. Durch Urteil der Assisen des dritten Geschwornen-
bezirkes sind am 10. August 1895 bestraft worden:
1. Bachmann, Christian, von Buchholterberg, Pächter,
geboren 1839, mit 30 Tagen Gefangenschaft; 2. Gasser,
Christian, von Lauperswyl, Käser, geboren 1837, mit
27 Tagen Gefangenschaft, beide wegen Erpressung,
begangen dadurch, dass sie am Abend des 20. August 1894
im Bahnhofrestaurant zu Hindelbank den Friedrich
Schlegel, damals Käser zu Dachsfelden, mittelst Anwendung

von Drohungen widerrechtlicher Weise genötigt
hatten, dem vorgenannten Christian Gasser einen
Geldbetrag von Fr. 31 und zu trinken zu bezahlen; 3. Bieri,
Rudolf, von Signau, Müller, geboren 1861; 4. Trachsel,
Gottlieb, von Wattenwyl, Metzger, geboren 1851, und
5. Gygax, Ernst, von Seeberg, Knecht, geboren 1875,
alle wohnhaft zu Hindelbank, jeder mit 3 Tagen
Gefangenschaft wegen Misshandlung, begangen dadurch,
dass sie zur nämlichen Zeit und am nämlichen Ort den
genannten Friedrich Schlegel vorsätzlich misshandelt
hatten, welche Misshandlung für denselben eine
Arbeitsunfähigkeit von weniger als 20 Tagen zur Folge gehabt
hatte. Ferner sind die Genannten zur Bezahlung der
Kosten, nach Verhältnis ihres Verschuldens, verurteilt
worden, und ausserdem haben Bachmann und Gasser
eine Entschädigung von Fr. 131, und Bieri, Trachsel,
Gygax und Bachmann eine solche von Fr. 400 an
Schlegel zu bezahlen. — Alle fünf Verurteilten haben
nun zu Händen des Grossen Rates die vorliegende
Bittschrift eingereicht, worin sie um Erlass der über
sie verhängten Strafen nachsuchen, unter einlässlicher
Vorführung der bei diesem Vorfall wirksam gewesenen
Ursachen, sowie der Motive, aus denen die ihnen als
strafbar zugerechneten Handlungen hervorgegangen
sind. Sodann wird die Persönlichkeit des Klägers
geschildert, der, wie behauptet wird, durch seine anrüchige
Vergangenheit, sowie durch die schlechte Behandlung
seiner, aus einer braven Familie von Hindelbank
stammenden Ehefrau, die dortige Bevölkerung im
höchsten Grad erbittert hatte. Endlich wird das
Beweisergebnis für die Schuld der Beklagten bemängelt und
ausgeführt, dass Schlegel den ganzen Vorfall durch
sein taktloses, provokatorisches Auftreten, wodurch die
dortige Bevölkerung aufs äusserste gereizt worden,
selber veranlasst habe. Es wäre nun, nach der Ansicht
der Petenten, nicht recht, wenn sie einzig für die vielen,
die sich am Vorfall beteiligt hatten, büssen müssten
und durch eine so empfindliche Freiheitsstrafe gebrandmarkt

würden. Das vorliegende Gesuch ist vom
Regierungsstatthalter und vom Gerichtspräsident von Burgdorf,

der die Untersuchung geführt hatte, empfohlen,
ebenso vom Kirchgemeindepräsident und vom Pfarrer
von Hindelbank. Nach Prüfung der Akten kann der
Regierungsrat sich diesen Empfehlungen anschliessen.

Antrag des Regierungsrates: Erlass der Strafen.
» der Bittschriftenkommission: id.
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Beschluss
betreffend

authentische Auslegung des § 1 des Gesetzes

über die Ausübung der Fischerei

vom 26. Februar 1833.

(Mai 1896.)

Der Drosse Hat des Kantons Bern,

in Erwägung :

Dass bei Vornahme der Juragewässer-Korrektion
das Flussbett der Aare eine wesentliche Veränderung
erfahren, indem dasselbe auf einer längern Strecke
verlegt worden ist;

dass infolgedessen mit Bezug auf den Fischfang
in diesen Gewässern und den Sinn der betreffenden
Gesetzesbestimmung sich Zweifel erhoben haben ;

in der Absicht, diese Zweifel in der Zukunft aus-
zuschliessen ;

in authentischer Auslegung des § 1 (litt, a und b)
des Gesetzes über die Ausübung der Fischerei vom
26. Februar 1833 und gestützt auf Art. 26, 3, der
Staatsverfassung :

beschliesst :

1. Als « Aare » und damit als unter jene
Gesetzesbestimmung fallendes Gewässer ist, soweit es die Strecke
von Aarberg (der Rappenfiuh) weg betrifft, der neue
Wasserlauf derselben nach dem Bielersee und von da
weg nach Büren zu verstehen, wogegen die genannte
Gesetzesbestimmung nicht Anwendung findet auf die
teilweise noch bestehenden Wasserläufe der alten Aare
von Aarberg bis Meienried und von Meienried bis
Büren.

2. Dieser Beschluss tritt sofort in Kraft und ist in
die amtliehe Gesetzessammlung aufzunehmen.

Bern, den 6. Mai 1896.

Im Namen des Begierungsrates
der Präsident

Dr. Gobat,
der Staatsschreiber

Kistler.

Beschluss
betreffend

authentische Auslegung des § 8 I. a des Gesetzes über

die Stempelabgabe und die Banknotensteuer voin

2. lai 1880.

(Mai 1896.)

Der Grosse Rat des Kantons Bern,

in Erivägung,

dass Zweifel darüber entstanden sind, ob die
Vorschrift des g 1 I.a des Gesetzes über die Stempelabgabc
und die Banknotensteuer vom 2. Mai 1880, wonach
Schuldverschreibungen mit Hypothek vom Wertstempel
ausgenommen und dem Formatstempel unterworfen
sind, auch bei der gemäss den bezüglichen
Bundesgesetzen stattfindenden Verpfändung von Eisenbahnen
Anwendung finde, und in der Absicht, diese Zweifel
zu beseitigen,

gestützt auf Art. 26 3 der Staatsverfassung,

beschliesst :

1. Unter den in oben genannter Gesetzesvorschrift
vom Wertstempel ausgenommenen und dem Formatstempel

unterworfenen Schuldverschreibungen mit
Hypothek sind nur solche Pfandgeschäfte
verstanden, die in Gemässheit der bernischen Civil-
gesetze errichtet werden.

2. Dieser Beschluss ist in die amtliche
Gesetzessammlung aufzunehmen.

Bern, den 6. Mai 1890.

Im Namen des Begierungsrates

der Präsident
Dr. Gobat,

der Staatsschreiber
Kistler.



AÏ 14 — 37

Vortrag der Direktion der Landwirtschaft

an den

Regierungsrat zu Händen des Grossen Rates

betreffend

Revision des erstmals am 18. Dezember 1884 und zweitmals am 27. November 1890

abgeänderten Art. 12 des Dekretes für die Organisation und Verwaltung

der Viehentschädigungskasse und der Pferdescheinkasse vom 12. April 1882.

(Mai 1896.)

Im Oktober 1894 stellte Herr Grossrat Friedrich
Hofmann in Bolligen folgende Motion »

« Der Regierungsrat wird eingeladen, die Frage
« zu prüfen und darüber Bericht zu erstatten, ob
« Art. 12 des Dekretes für die Organisation und
« Verwaltung der Viehentschädigungskasse und
« der Pferdescheinkasse vom 12. April 1882, erst-
« mais abgeändert am 18. Dezember 1884, zweit-
« mais abgeändert am 27. November 1890, nicht
« in der Weise abzuändern sei, dass denjenigen
« Viehbesitzern, welche ein gegen Kauschbrand
« geimpftes Stück Rindvieh an Impfrauschbrand
« verlieren, eine höhere Entschädigung ausgerichtet
« werden solle. »

Herr Hofmann zog jedoch seine Motion auf die
Zusicherung des unterzeichneten Vorstehers der
Landwirtschaftsdirektion hin, dass eine Revision der
Entschädigungsansätze in nächster Zeit angehahnt werde,
zurück. Wenige Wochen später wurde der Verein
bernischer Tierärzte in gleicher Angelegenheit vorstellig.
Dieser Verein gab seinen Wünschen in nachstehender
Weise Ausdruck:

« Alljährlich nach Vornahme der Schutzimpfung
« gegen Rauschbrand sind als direkte Folge derselben
« Todesfälle zu konstatieren. Der Verein bernischer
« Tierärzte erachtet es deshalb sehr am Platze, dass
« für solche infolge der Impfung an Rauschbrand um-
« gestandene Tiere von Seite des Staates eine höhere
« Entschädigung geleistet werde, als wie bisher, wo
« dieselbe gleichviel betrug wie für die später spontan
« an Rauschbrand mit Tod abgegangenen geimpften
« Tiere. Es liegt diese Mehrleistung sowohl im In-
« teresse der durch solche Impfzufälle unverschuldet

Beilagen zum Tagblatt des Grossen Rates. 1896.

« geschädigten Viehbesitzer, als auch in demjenigen
« der von Jahr zu Jahr allgemeiner werdenden Impfung
« selber, da sonst sicher wieder eine starke Vermin-
« derung der geimpften Tiere eintreten würde. »

Die unterzeichnete Direktion betrachtet nach
allseitiger Erwägung der Verhältnisse eine Erhöhung der
Entschädigungen in Fällen von Impfrauschbrand, sowie
von Impfmilzbrand ebenfalls als erstrebenswert.

Zu Gunsten einer Revision des Art. 12 des Dekrets
vom 12. April 1882 im Sinne der zurückgezogenen
Motion Hofmann und der Eingabe des bernischen
Tierärztevereins darf namentlich folgendes geltend
gemacht werden :

Durch die beinahe gänzliche Einschränkung der
Entschädigungspflicht auf jene Tiere, welche innerhalb
der dem Tode vorangegangenen 14 Monate gegen
Rauschbrand geimpft wurden, übt der Staat einen nicht
unerheblichen Druck auf die Erschliessungen der Vieli-
besitzer aus. Unzweifelhaft lassen weitaus die meisten
Landwirte — ohne nähere Untersuchung des Wertes
der Präventivmassregel — ihr Jungvieh aus dem Grunde
gegen Rauschbrand impfen, um bei eventuellem
Ausbruch dieser Seuche nicht jegliches Anrecht auf staatliche

Unterstützung einzubüssen. Dass nun in solchen
Fällen, wo Tiere direkt an den Folgen der vom Staate
mit allen Mitteln begünstigten Schutzimpfung zu Grunde
gehen, der Entschädigungskasse eine grössere Leistung
zugemutet wird, als bei spontaner (vom Impfstoff völlig
unabhängiger) Entwicklung des Rauschbrandes, muss
unseres Erachtens als gerechtfertigtes Verlangen auf-
gefasst werden.

Sodann würde die Ausrichtung höherer Entschädigungen

in Impfrauschbrandfällen dem Impfverfahren
zweifellos zahlreiche neue Freunde zuführen. Nun ist

10*
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auf eine möglichst allgemeine Anwendung der
Schutzimpfung entschieden Gewicht zu legen, würde doch
unter solchen Umständen die Zahl der dem Rauschbrand

alljährlich zum Opfer fallenden nicht vaccinierten
Tiere ganz wesentlich sinken. An einem derartigen
Umschwung ist der Kanton insofern in hohem Masse
interessiert, als das Ableben ungeimpfter Tiere — mit
Rücksicht auf die Nichterhältlichkeit staatlicher
Entschädigungen — sehr oft verschwiegen wird und zu
gleicher Zeit die seuchenpolizeilichen Bestimmungen
über die Vernichtung des Ansteckungsstoffes unerfüllt
bleiben. Namentlich im Gebiete der oberländischen
Alpweiden gehören oberflächliche Verscharrungen nicht
desinfizierter Rauschbrandkadaver keineswegs zu den
Seltenheiten ; dass ein derartiges Beseitigungsverfahren
wohl geeignet ist, den einmal vorhandenen Ansteckungsstoff

zum Schaden zahlreicher Viehbesitzer zu konservieren,

liegt auf der Hand. Eine Verminderung des
Impfrisikos, resp. eine Erhöhung der Impfrauschbrandentschä-
digung, würde daher nicht bloss der Schutzimpfung in
weitern Kreisen Eingang verschaffen, sondern auch
einen bessern Vollzug der Verscharrungs- und
Desinfektionsvorschriften anbahnen, denn sobald ein vac-
ciniertes Viehstück dem Rauschbrand erliegt, sorgt dessen
Eigentümer im Interesse der Erlangung der tarifmässigen
Vergütung für Konstatierung des Seuchenfalles durch
den Kreistierarzt, und es ist somit letzterem Gelegenheit
geboten, den sanitarischen Erfordernissen Nachachtung
zu verschaffen.

Obgleich zwar sowohl Herr Grossrat Hofmann
als der Verein bernischer Tierärzte lediglich eine
Mehrleistung an die durch Impfrauschbrand Geschädigten
anstrebte, erscheint uns doch die gleichzeitige Revision
der Impfmilzbrand-Entschädigungsansätze ebenfalls am
Platze zu sein. Bekanntlich ist der Staat bei
auftretendem Milzbrande berechtigt, die Schutzimpfung der
übrig gebliebenen Viehstücke zu verlangen und — wenn
dieser Forderung nicht entsprochen und der betreffende
Viehstand innert 2 Jahren neuerdings von der Seuche
heimgesucht wird — jede weitere Vergütung zu
verweigern. Hier wie bei der Rauschbrandschutzimpfung
beeinflusst der Staat den Vieheigentümer ganz wesentlich ;

es darf daher eine Erhöhung der Entschädigungsansätze
bezüglich beider Präventivimpfungen als Gebot der
Billigkeit hingestellt werden. Da übrigens Iinpfmilzbrand-
fälle sehr selten vorzukommen pflegen, so ist in dieser
Hinsicht eine erheblich stärkere Belastung der
Viehentschädigungskasse keineswegs zu gewärtigen. Immerhin

dürfte die Normierung höherer Entschädigungen in
der Weise günstig wirken, dass Landwirte dem
Verlangen, ihre sämtliche Viehware der Milzbrandschutzimpfung

zu unterwerfen, künftig unbedenklicher Folge
geben würden.

Die in Vorstehendem skizzierten Verhältnisse im
Verein mit einem vom Januar 1896 datierenden
Gutachten der Veterinärsektion des Sanitätskollegiums
haben uns zum Entwürfe eines neuen Rauschbrand-
und Milzbrand-Entschädigungstarifes bewogen. Indem
wir uns beehren, Ihnen im Anschlüsse das Projekt zu
einer drittmaligen Umgestaltung des Artikels 12
vorzulegen, gestatten wir uns gleichzeitig, zu gunsten
dieses Entwurfes folgendes geltend zu machen:

Im Gegensatze zu der Anregung des tierärzlichen
Vereins und der Veterinärsektion, in Fällen von
Impfrauschbrand und Impfmilzbrand jeweilen in bestimmtem
Verhältnisse zum Schatzungswerte stehende Vergütungen
zu leisten, haben wir uns für Beantragung fixer Entschä¬

digungen entschlossen. Letzterer Entschädigungsmodus
besitzt in unsern Augen entschiedene Vorzüge. Einmal
harmoniert er mit dem bei spontanem Rauschbrand und
Milzbrand massgebenden Entschädigungssystem. Sodann
verhütet das Fixum eine eigentliche Ausbeutung der
Viehentschädigungskasse, während bei einer Vergütung
nach Verlustprozenten mit dieser Gefahr unbedingt
gerechnet werden muss, denn wahrscheinlich würden
die bestellten Taxatoren der Versuchung, Viehbesitzer
durch sehr hohe Wertung der Seuchenopfer annähernd
schadlos zu halten, nicht immer widerstehen. Zu
gunsten fixer Entschädigungen spricht unseres Erachtens
auch der Umstand, dass sehr wertvolle Viehstücke
zumeist ohnehin wohlhabenden Züchtern, wohlfeilere
Tiere dagegen kleinern Landwirten angehören. Einen
Modus, welcher dem Gutsituierten grosse, dem Bedürftigen

und relativ weit intensiver Geschädigten nur
geringe Vergütungen verschafft (wie dies bei der
Entschädigung nach Schatzungsprozenten der Fall wäre),
glauben wir nicht empfehlen zu können.

Nach Begründung des gewählten Entschädigungssystems

erübrigt uns noch, kurz die Höhe der in Aussicht
genommenen Entschädigungen und die finanzielle Tragweite

unserer Vorlage ins Auge zu fassen.
Bei Normierung der auf Impfrauschbrand und

Impfmilzbrand Bezug habenden Vergütungen leitete uns
einerseits das Bestreben, den durch die Schutzimpfung
Geschädigten eine wirksame Unterstützung zu
verschaffen, anderseits die Absicht, zwischen staatlicher
Entschädigung und Marktwert der zu Grunde gehenden
Impflinge immer noch eine so bedeutende Differenz
bestehen zu lassen, dass das Risiko einer künftighin
weniger gewissenhaften Besorgung der
Präventivimpfungen ausgeschlossen bleibt.

Trotz bedeutender Erhöhung der Vergütungen in
Fällen von Impfrausch- und Impfmilzbrand werden
der Viehentschädigungkasse in Wirklichkeit nur
bescheidene Mehrleistungen zugemutet werden. Wie
bereits betont, fordert die Milzbrandschutzimpfung nur
höchst selten Opfer und von den 15—18,000 Tieren,
welche alljährlich mit Rauschbrandgift geimpft werden,
gehen unter normalen Verhältnissen jeweilen nur ungefähr

15 bis 25 Stücke an den Folgen dieser Prozedur
zu Grunde. Mithin ist selbst in dem Falle keine
übermässige Inanspruchmahme der Viehentschädigungskasse
zu gewärtigen, wenn die Schutzimpfung zahlreiche
neue Anhänger gewinnt. Da obgenannte Kasse übrigens

durch das Gesetz vom 5. Mai 1895 der Pflicht zu
teilweiser Bestreitung der Rindviehprämien enthoben,
also stark entlastet worden ist, so glauben wir vollends
die Revision des Entschädigungsdekretes im Sinne des
beigelegten Entwurfes ruhig befürworten zu dürfen.

Bern, den 2. Mai 1896.

Der Direktor der Landwirtschaft :
F. von Wattenwyl.

Vom Regierungsrat genehmigt und an den Grossen
Rat gewiesen.

Bern, 13. Mai 1896.

Im Namen des Regierungsrates
der Präsident

Dr. Gobat,
der Staatsschreiber

Kistler.
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Entwurf dse Regierungsrates.

Dekret
betreffend

Abänderung von Art. 12 des Dekretes für die Orga¬

nisation und Verwaltung der Viehentschädigungs-
kasse und der Pferdescheinkasse vom 12. April
1882.

(Mai 1896.)

Der Grosse Hat des Kantons Bern,

in der Absicht, der seit mehreren Jahren mit gutem
Erfolge angewandten Schutzimpfung gegen Milzbrand
und Kauschbraud in weitesten Kreisen Eingang zu
verschaffen durch Herabsetzung des finanziellen Risikos,
respektive durch Erhöhung der Entschädigung bei den
infolge Impfung eintretenden Todesfällen ;

auf den Antrag des Regierungsrates,

beschliesst :

Der Art. 12 des Dekrets vom 12. April 1882 wird
abgeändert wie folgt:

§ 1. Für die an Milzbrand oder an Rauschbrand
(Angriff) gefallenen Wiederkäuer und Pferde im Alter
über sechs Monate wird Entschädigung unter folgenden
Bedingungen geleistet:

a. wenn durch ein Gutachten des Kreistierarztes
unzweifelhaft nachgewiesen ist, dass das betreffende

Tier an Milzbrand oder Rauschbrand
gefallen sei;

b. wenn nachgewiesen ist, dass der Eigentümer
weder durch den Zustand seiner Stallung, noch
durch mangelhafte Pflege, noch in irgend einer
andern Weise das Auftreten oder die Verbreitung
der Seuche verschuldet habe;

e. wenn bei einem an Rauschbrand gefallenen Stück
Rindvieh nachgewiesen ist, dass dasselbe innerhalb

der letztverflossenen vierzehn Monate mit
Rauschbrandgift geimpft wurde;

d. wenn ein Zeugnis des Kreistierarztes vorliegt,
dass den Vorschriften über Beseitigung des rausch-
brand- oder milzbrandkranken Fleisches
vollständig nachgekommen worden sei.

§ 2. Der Regierungsrat kann von der sub litt, c

hievor festgesetzten Bedingung Umgang nehmen, wenn
ein Rauschbrandfall in einer Gemeinde vorgekommen
ist, in welcher diese Seuche sonst nicht aufzutreten
pflegte und wo daher eine Veranlassung zur Impfung
gegen Rauschbrand nicht gegeben war.

§ 3. Die Entschädigung beträgt :

Bei spontanem Rauschbrand oder Milzbrand:
1. Für Pferde die Hälfte des Schadens, jedoch höchstens

Fr. 400;
2. für Schafe und Ziegen Fr. 10 per Stück;
3. für Rindvieh:

a) im Alter von 6—12 Monaten, bei Rauschbrand
Fr. 50, bei Milzbrand Fr. 60;

b) bis zum Erscheinen der ersten Alterszähne,
bei Rauschbrand Fr. 100, bei Milzbrand Fr. 120 ;

c) bis zum Erscheinen der zweiten Alterszähne,
bei Rauschbrand Fr. 150, bei Milzbrand Fr. 180;

d) bis zum Erscheinen der letzten Alterszähne,
bei Rauschbrand Fr. 200, bei Milzbrand Fr. 240;

e) in höherm Alter, bei Rauschbrand Fr. 120, bei
Milzbrand Fr. 160.

Bei Impfrauschbrand oder Impfmilzbrand:
(Das heisst bei denjenigen Todesfällen, welche

innert 12 Tagen nach der ersten oder zweiten Impfung
— Impftag mitgerechnet — vorkommen.)

Für Rindvieh:
a. im Alter von 6—12 Monaten, bei Rauschbrand

Fr. 150, bei Milzbrand Fr. 160;
b. bis zum Erscheinen der ersten Alterszähne, bei

Rauschbrand Fr. 200, bei Milzbrand Fr. 220;
c. bis zum Erscheinen der zweiten Alterszähne, bei

Rauschbrand Fr. 300, bei Milzbrand Fr. 330;
d. bis zum Erscheinen der letzten Alterszähne, bei

Rauschbrand Fr. 400, bei Milzbrand Fr. 440 ;

e. in höherem Alter, bei Rauschbrand Fr. 240, bei
Milzbrand Fr. 270.

Diese Ansätze gelten als Maximum und können er-
mässigt werden, wenn der Wert des Tieres denselben
thatsächlich nicht entspricht.

§ 4. An die Kosten der Schutzimpfung gegen
Milzbrand oder Rauschbrand, sofern solche durch einen
von der Direktion der Landwirtschaft hiezu ermächtigten

Tierarzt vorgenommen wird, leistet die
Viehentschädigungskasse einen den Kosten des Impfstoffes
entsprechenden Beitrag.

Für guten Impfstoff hat die Direktion der
Landwirtschaft Vorsorge zu treffen.

§ 5. Wenn in einem Stalle oder auf einer Weide
ein Fall von Milzbrand aufgetreten ist, so kann die
Direktion der Landwirtschaft die Schutzimpfung
sämtlicher übrigen demselben Viehstande angehörenden
Stücke verlangen; im Weigerungsfalle hat der Eigentümer

keinen Anspruch auf Entschädigung für allfällige
fernere innerhalb zwei Jahren in seinem Viehstand
durch Milzbrand entstandene Verluste.

Obige Bestimmungen über Vornahme der
Schutzimpfung auf Verlangen der Direktion der Landwirtschaft

gelten ausser für Milzbrandfälle auch für solche
sporadische Fälle von Rauschbrand, für welche gemäss
§ 2 hievor eine Entschädigung beansprucht wird.

§ 6. Der Regierungsrat ist ermächtigt, die im zweiten
Abschnitt des § 3 hievor figurierenden Entschädigungsansätze

auf solche Entschädigungsgesuche rückwirken
zu lassen, denen seit dem 1. Januar 1896 konstatierte
Impfmilz- oder Impfrausehbrandfälle zu Grunde liegen.



§ 7. Dieses Abänderungsdekret tritt sogleich in Kraft
und es werden durch dasselbe aufgehoben:

1. die « Abänderung » vom 18. Dezember 1884 des
Art. 12 des Dekretes für die Organisation und
Verwaltung der Viehentschädigungskasse und der
Pferdescheinkasse ;

2. die « Abänderung » vom 27. November 1890 des
Art. 12 des genannten Dekretes.

Bern, 13. Mai 1896.

Im Namen des Begierungsrates

der Präsident
Dr. Crobat,

der Staatsschreiber
Kistler.
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